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1. Teil 

Einführung 


Dieses Dokument enthält den Entwurf des Aktions- 
programms für den Bereich Wissenschaft und Tech- 
nik, um dessen Vorlage die Staats- und Regierungs- 
chefs auf ihrer Pariser Konferenz am 19. und 20. Ok- 
tober 1972 die Gemeinschaftsorgane gebeten hatten. 

Dieses Aktionsprogramm und die dazugehörigen 
Beschluß- und Entschließungsentwürfe übernehmen 
die wesentlichen Punkte der Mitteilung der Kom- 
mission vom 14. Juni 1972 „Ziele und Mittel einer 
gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der wissen- 
schaftlichen Forschung und der technologischen Ent- 
wicklung". Sie präzisieren und ersetzen insbeson- 
dere den Entschließungsentwurf, der im Frühjahr 
1973 vom Ausschuß der Ständigen Vertreter vorbe- 
reitend behandelt worden ist. 

Die Kommission möchte jedoch betonen, daß sich an 
dem Hauptziel nichts geändert hat: Schrittweise 
eine gemeinsame Politik der wissenschaftlichen For- 
schung und der technologischen Entwicklung in die 
Wege zu leiten, um insbesondere zur Verwirk- 
lichung der Ziele des Artikels 2 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
beizutragen (siehe Mitteilung der Kommission vom 
14. Juni 1972, Dok. KOM/700). 

Dieses Programm zieht das Fazit aus den Diskus- 
sionen, die Herr Dahrendorf, Mitglied der Kommis- 
sion, auf der Grundlage seiner Mitteilung „Arbeits- 
programm für den Bereich Forschung, Wissenschaft 
und Bildung" mit den verantwortlichen Stellen der 
Mitgliedstaaten geführt hat (Dok. SEK [73] 2000/2 
vom 18. Mai 1973). 

Eine gemeinsame Politik für Wissenschaft und Tech- 
nologie hat — ausgehend von einer Beurteilung des 
evidenten oder latenten Bedarfs — folgendes zum 
Gegenstand: 

— gemeinsame Auswahl und Festlegung einer Ge- 
samtheit von lang-, mittel- und kurzfristigen 
kohärenten Zielen und der bei ihrer Durchfüh- 
fung zu beachtenden Prioritäten, 

— Koordinierung der nationalen Politik, 

— Festlegung der im Gemeinschaftsinteresse lie- 
genden Aktionen, die durchzuführen sind, 

— Einführung einer ständigen Konsultation zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, um gemeinsame Hal- 


tungen gegenüber Drittländern oder in inter- 
nationalen Organisationen festzulegen, sooft dies 
notwendig ist, 

— Bestimmung der zur Erreichung der gesteckten 
Ziele notwendigen Mittel und Wahl der hierfür 
am besten geeigneten technischen oder Verwal- 
tungsstrukturen. 

Zur Verwirklichung eines solchen Ziels verfügt die 
Gemeinschaft bisher über eine Gemeinsame For- 
schungsstelle als unerläßliches Instrument für die 
Durchführung der von der Gemeinschaft finanzier- 
ten und unternommenen Programme. Die Gemein- 
same Forschungsstelle muß weiterhin diese grund- 
legende Funktion übernehmen. Die Kommission 
verfügt daneben über ein beratendes Organ aus 
unabhängigen Fachleuten, den Europäischen Aus- 
schuß für Forschung und Entwicklung (CERD). Um 
eine gemeinsame Politik im wissenschaftlich-techno- 
logischen Bereich nach der obigen Definition ent- 
wickeln und durchführen zu können, sind die Ge- 
meinschaftsorgane jedoch auch auf eine ständige 
Unterstützung durch Sachverständige und Beamte 
der Regierungen, auf eine verstärkte Beteiligung 
der einzelstaatlichen Forschungsanstalten an den 
Gemeinschaftsaktionen und auf langfristige Voraus- 
schätzungen angewiesen. All dies fehlt ihnen heute 
aber noch gänzlich oder teilweise. 

Für eine erste konkrete Arbeitsphase hat die Kom- 
mission sechs Aktionsbereiche ausgewählt: 

1. Koordinierung der nationalen Politik 

In diesem Bereich sind Strukturen und Verfahren zu 
entwickeln, mit denen die jeweilige nationale Politik 
im Bereich von Wissenschaft und Technologie fort- 
schreitend koordiniert werden kann. In einer ersten, 
durch nichtverbindliche Empfehlungen gekenn- 
zeichneten Phase (1974 bis 1975) haben die Gemein- 
schaftsorgane einen Stufenplan zu prüfen und ge- 
gebenenfalls ab 1976 zu verabschieden, in dem der 
Grad der Verbindlichkeit der Koordinierungsmaß- 
nahmen in der Linie des Arbeitsprogramms für den 
Bereich Forschung, Wissenschaft und Bildung (Dok. 
SEK [73] 2000 vom 18. Mai 1973) festzulegen wäre. 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers 
vom 19. September 1973 — 1/4 (IV H ) — 680 70 — E — AK 1/73. 

Das Aktionsprogramm ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 1. August 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments ist vorgesehen, die Anhörung des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der Behandlung des Aktionsprogramms im Rat ist noch nicht abzusehen. 
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2. Förderung der Grundlagenforschung 

Eine auf die Besonderheiten des Problems der För- 
derung der Grundlagenforschung zugeschnittene Lö- 
sung drängt sich auf Gemeinschaftsebene auf. Die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft sollte in die- 
sem Zusammenhang eine Beteiligung am Projekt 
einer „Europäischen Stiftung für die Wissenschaft" 
ins Auge fassen, welche die Aufgabe hätte, die Zu- 
sammenarbeit zwischen den westeuropäischen For- 
schungsräten und -akademien zu fördern. 

3. Aktionen zur Unterstützung der Gemeinschafts- 
politik in den verschiedenen Bereichen 

Für die in der Erklärung der Staats- und Regie- 
rungschefs erwähnten Aktionen, die im Gemein- 
schaftsinteresse liegen, hat die Kommission für ihre 
ersten Vorschläge folgenden Ansatz gewählt: 

Die Europäischen Gemeinschaften haben auf der 
Grundlage der Verträge eine Agrar-, Sozial-, Ener- 
gie- (Kern- und Kohle-), Industrie- (Stahl-), Ver- 
kehrs- und Entwicklungshilfepolitik entwickelt. Dar- 
über hinaus haben die Staats- und Regierungschefs 
den Gemeinschaftsorganen empfohlen, den Anwen- 
dungsbereich der Industriepolitik auszuweiten und 
vor allem die Regional- und die Umweltpolitik ein- 
zubeziehen. 

Dieses erste, als Experiment gedachte Programm 
schlägt Aktionen zur Unterstützung dieser von der 
Gemeinschaft entwickelten oder in der erwähnten 
Erklärung speziell genannten Politiken vor, wenn 
deren Notwendigkeit anerkannt worden ist. 

Diese im Gemeinschaftsinteresse liegenden Aktio- 
nen werden im zweiten Teil dieses Dokuments ent- 
weder in Form eines Rahmenprogramms oder in 
Form konkreter Vorschläge dargelegt. 

Die Programmvorschläge werden mit Hilfe der Ver- 
antwortlichen der einzelnen Staaten in den Aus- 
schüssen, deren Einsetzung beantragt wird, über- 
arbeitet. Je nach ihrem „Reifegrad" könnten diese 
Vorschläge dann dem Rat ab Anfang 1974 vorge- 
legt werden. Die Kommission geht von dem Grund- 
satz aus, keine neu zu errichtenden Institutionen 
oder Zentren vorzuschlagen, sondern die bereits 
vorhandenen einzelstaatlichen oder gemeinschaft- 
lichen Laboratorien einzusetzen. Ebenso kann die 
Gemeinschaft, wenn dies für zweckmäßig erachtet 
wird, auch Drittländern eine Beteiligung an den 
Aktionen von gemeinschaftlichem Interesse ermög- 
lichen. 


4. Wissenschaftliche und technische Information 

Die modernen Gesellschaften stützen sich zum gro- 
ßen Teil mehr und mehr auf ein breites Spektrum 
von Informationen, die von den aus der Forschung 
gewonnenen Originalkenntnissen bis zu elemen- 
taren Fakten, die für den Entscheidungsprozeß je- 
doch von unschätzbarem Wert sind, reichen. 

Die Europäische Gemeinschaft verfügt über ein be- 
deutendes Potential sowohl hinsichtlich der Quel- 
len für wissenschaftliche und technische Informatio- 
nen als auch hinsichtlich der Benutzer derartiger In- 
formationen. Es ist daher wichtig, daß in den kom- 
menden Jahren Maßnahmen getroffen werden, um 
die Gemeinschaft mit angemessenen Informations- 
netzen auszustatten, bei denen das Potential der 
Gemeinschaft genutzt wird. 

5. Aufgaben im Bereich des öffentlichen Dienstes 
sowie der wissenschaftlichen und technischen 
Dienstleistungen 

Ein Bereich, in dem Aktionen auf Gemeinschafts- 
ebene in ganz besonderem Maße wirksamer sein 
könnten als die Beibehaltung unkoordinierter Tätig- 
keiten, sind die öffentlichen, wissenschaftlichen und 
technischen Dienstleistungen: Normung, Bestim- 
mung von Referenzsubstanzen und -methoden, 
öffentliche Dienstleistungen (Netze und Systeme . . .). 

6. Langfristige Untersuchungen — Vorausschau — 
Methodik 

Damit die Gemeinschaft in der Lage ist, die künfti- 
gen Hauptziele der Forschung und Entwicklung auf 
Gemeinschaftsebene zu bestimmen, muß sie über 
Vorausschätzungen, langfristige Daten und Modelle 
verfügen, an denen es ihr in diesen Bereichen bis 
heute gefehlt hat. Es erscheint daher notwendig, 
eine Reihe ständiger Untersuchungen über „Europa 
in 30 Jahren" und über die methodologische For- 
schung im Zusammenhang mit der FE-Politik in 
Gang zu setzen. 

Nach Maßgabe des in dem beigefügten Beschlußent- 
wurf vorgeschlagenen Arbeitsprogramms und Zeit- 
plans würde es sich empfehlen, daß der Forschungs- 
ministerrat auf Halbjahresbasis regelmäßig tagt. 

Schon im ersten Halbjahr 1974 sollten auf einer 
Ratstagung die Prioritäten, Ziele und Aktionen der 
Gemeinschaft behandelt werden. In diesem Rahmen 
sind die Grundzüge für die Revision des Mehr- 
jahresprogramms für Forschung und Lehre vorzu- 
schlagen und zu prüfen. 
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1. Koordinierung der nationalen Politik im Bereich von Wissenschaft 
und Technologie 


Begründung 

In der Erklärung der Staats- und Regierungschefs 
heißt es ausdrücklich, daß die gemeinsame Politik 
für Forschung und Entwicklung „die Koordinierung 
der jeweiligen nationalen Politik beinhaltet". Diese 
Empfehlung erscheint ebenso grundlegend wie der 
ebenfalls geäußerte Wille, Ziele zu definieren und 
im gemeinschaftlichen Interesse liegende Aktionen 
gemeinsam durchzuführen. 

Der wesentliche Teil der Forschungs- und Entwick- 
lungstätigkeit der Gemeinschaft wird nämlich in ab- 
sehbarer Zukunft noch in den einzelnen Mitglied- 
Staaten aufgrund nationaler Beschlüsse durchgeführt 
werden, auch wenn die großen vorrangigen For- 
schungs- und Entwicklungsziele und nach und nach 
auch sektorale Ziele gemeinsam festgelegt werden 
können. 

Diese Aussicht verstärkt indirekt nur noch die Not- 
wendigkeit einer Koordinierung der nationalen 
Politik. 

Ziel dieser Kordinierung müßte es sein: 

— unter Aufrechterhaltung eines fruchtbaren Wett- 
bewerbs unnötige Doppelarbeit und ungerecht- 
fertigten parallele Anstrengungen in den natio- 
nalen Forschungsprogrammen auszuschalten, 

— die Entwicklung divergierender Leitvorstellun- 
gen zu vermeiden, die gegen die Interessen der 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft verstoßen 
würden, 


— durch Arbeitsteilung oder gegebenenfalls durch 
Konzentration von Ressourcen oder Arbeitsgrup- 
pen die Wirksamkeit der Aktionen zu erhöhen 
oder ihre Kosten zu verringern, 

— den Austausch und die Nutzung der Kenntnisse 
zu verbessern, 

— die Verfahren zur Ausarbeitung und Durchfüh- 
rung der Wissenschaftspolitik in der Gemein- 
schaft schrittweise zu harmonisieren. 

Die nationale Politik im Bereich von Wissenschaft 
und Technologie wird allerdings nach etwas unter- 
schiedlichen Verfahren, Zeitplänen und Einzelheiten 
festgelegt und in Gang gesetzt. Auf diesem Gebiet 
gibt es in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschied- 
liche Traditionen, Gewohnheiten und Strukturen. 
Selbst die wissenscbaftspolitiscben Vorstellungen 
sind mitunter uneinheitlich. 

Trotz dieser Uneinheitlichkeit weist die Politik der 
einzelnen Staaten zahlreiche Gemeinsamkeiten auf. 
Die Ähnlichkeiten sind so groß, daß mit der wesent- 
lichen Koordinierung konkret begonnen werden 
kann. 

Nach einer ersten Anlaufzeit haben die Gemein- 
schaftsorgane zu prüfen, welchen Grad von Verbind- 
lichkeiten die Koordinierungsmaßnahmen erhalten 
sollen. Die Koordinierung der einzelstaatlichen Po- 
litik setzt die Errichtung eines Ausschusses für wis- 
senschaftliche und technische Forschung (AWTF) 
voraus, dessen Tätigkeit dazu beitragen würde, 
diese Aufgaben mit optimaler Wirksamkeit zu er- 
füllen. 


Entwurf eines Beschlusses des Rates 

zur Einsetzung eines Ausschusses für die wissenschaftliche und technische Forschung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 145, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 6 des Vertrags haben sieb die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, ihre Wirtschaftspolitik 
zu koordinieren. Nach Artikel 145 obliegt es dem 


Rat, für die Abstimmung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten zu sorgen. 

Der wirtschaftliche und soziale Fortschritt der Ge- 
meinschaft wird in starkem Maße von der wissen- 
schaftlichen Forschung und der technologischen Ent- 
wicklung bedingt. 

Die Staats- bzw. Regierungschefs haben auf ihrer 
Konferenz am 19. und 20. Oktober 1972 in Paris 
ihren Willen bekräftigt, die Entwicklung einer ge- 
meinsamen Politik im wissenschaftlichen und tech- 
nologischen Bereich zu fördern, und festgestellt, daß 
diese Politik die Koordinierung der nationalen Poli- 
tik innerhalb der Gemeinscbaftsorgane und die ge : 
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meinsame Durchführung von im Gemeinschaftsinter- 
esse liegenden Aktionen einschließt. 

Im Hinblick hierauf empfiehlt es sich zunächst, 
einen Ausschuß einzusetzen, der durch seine Arbei- 
ten und Stellungnahmen zu einer wirksamen Koor- 
dinierung der einzelstaatlichen Politik in diesem 
Bereich und zur Verabschiedung der geeigneten 
Maßnahmen durch die Gemeinschaftsorgane bei- 
tragen kann — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Zur Förderung der Koordinierung der Politik der 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen und technischen Forschung und zur Förderung 
der Gemeinschaftsaktion wird ein „Ausschuß für 
wissenschaftliche und technische Forschung (AWTF) " 
mit beratendem Charakter eingesetzt, der die Auf- 
gabe hat; 

a) das Potential, die Pläne, Programme und Budgets 
der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft sowie 
die Projekte, Maßnahmen und Methoden der 
Wissenschafts- und Technologiepolitik zu ver- 
gleichen und zu prüfen; 

b) die von den Mitgliedstaaten angestrebten Ziele 
zu verdeutlichen, zu analysieren und zu ver- 
gleichen, um vorhandene Lücken und Mängel 
aufzudecken und auf diese Weise die in Frage 
kommenden gemeinsamen Ziele mit den zu ihrer 
Erreichung geeigneten Mitteln herauszuschälen; 
die im Gemeinschaftsinteresse liegenden Optio- 
nen und Ziele herauszustellen; 

c) den Nutzen der aufgestellten oder in Aussicht 
genommenen Optionen, insbesondere im Hinblick 
auf ihre Auswirkungen auf den Menschen und 
die Gesellschaft, zu bewerten; 

d) dem Rat und der Kommission Stellungnahmen 
jeder Art mit dem Ziel abzugeben, 

— eine wirksame Koordinierung der einzelstaat- 
lichen Politik zu gewährleisten, um insbeson- 
dere Doppelarbeit zu vermeiden und die For- 
schungsanstrengungen auf unzureichend er- 
forschte Gebiete zu lenken, 

- — Mittel und Wege zu zeigen, mit denen die 
Wirksamkeit der nationalen oder gemein- 
schaftlichen Pläne und Programme erhöht 
werden könnte, 

— die Aktion der Gemeinschaft im Hinblick auf 
die Verwirklichung der im Gemeinschafts- 
interesse liegenden Ziele festzulegen, 

— die Festlegung einer gemeinsamen Haltung 
der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen und technischen Zusammen- 
arbeit mit dritten Ländern oder internationa- 
len Organisationen zu ermöglichen. 

Artikel 2 

Der Ausschuß für wissenschaftliche und techni- 
sche Forschung (AWTF) gibt seine Stellungnahmen 


auf Antrag des Rates oder der Kommission oder von 
sich aus ab. 

Artikel 3 

Unmittelbar nach seiner Einsetzung prüft der Aus- 
schuß Art und Form der Informationen, deren Über- 
mittlung für die Aufgaben der Gemeinschaft not- 
wendig ist. Der Ausschuß befaßt zu diesem Zweck 
die Kommission mit allen zweckdienlichen Stellung- 
nahmen im Hinblick auf die Verabschiedung der 
geeigneten Verfahren. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission benen- 
nen je zwei ordentliche Mitglieder und zwei stell- 
vertretende Mitglieder des Ausschusses. Die ordent- 
lichen und die stellvertretenden Mitglieder des Aus- 
schusses werden unter den für die Wissenschafts- 
und Technologiepolitik verantwortlichen hohen Be- 
amten ausgewählt. Das Mandat der ordentlichen 
und stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses 
beträgt zwei Jahre und kann erneuert werden. 

Artikel 5 

Der Ausschuß wählt seinen Vorstand für die 
Dauer von zwei Jahren. Er gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. Die Sekretariatsgeschäfte werden von der 
Kommission wahrgenommen. Die Kommission sorgt 
für die Vorbereitung der Arbeiten und die notwen- 
digen Verbindungen zu den für andere Tätigkeits- 
bereiche der Gemeinschaft eingesetzten Ausschüssen 
oder Arbeitsgruppen, insbesondere zum Ausschuß 
für mittelfristige Wirtschaftspolitik und zum Aus- 
schuß für Haushaltspolitik. 

Artikel 6 

Um nach und nach für die Koordinierung der ein- 
zelstaatlichen Politik in allen Tätigkeitsbereichen 
der zivilen Forschung zu sorgen, setzt der Ausschuß 
sektorale Koordinationsausschüsse ein. In einer 
ersten Phase kann er die bereits bestehenden Grup- 
pen heranziehen, hat jedoch für jede zweckdien- 
liche Harmonisierung ihrer Satzungen, Mandate und 
Funktionen unter Berücksichtigung der jedem Sek- 
tor eigenen Bedingungen und entsprechend dem 
festgelegten Zeitplan zu sorgen. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat erforder- 
lichenfalls alle geeigneten Vorschläge. 

Artikel 7 

Der Ausschuß tritt an die Stelle der Arbeitsgruppe 
„Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung" des Ausschusses für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik und übernimmt unter sei- 
ner Ägide- die jener Arbeitsgruppe unterstehenden 
Ausschüsse für einzelne Sektoren. 

Artikel 8 

Der Rat billigt als Arbeitsgrundlage das Programm 
und den Zeitplan im Anhang, der Bestandteil dieses 
Beschlusses ist. 
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Anhang 


Arbeitsprogramm und Zeitplan 

Durchführungsphasen 

Erste Phase 1974 bis 1975: Während dieser Phase 
können die Methoden für den Vergleich, für Kon- 
sultationen, für Anregungen und für die Ausarbei- 
tung von Stellungnahmen und Empfehlungen der 
Gemeinschaftsorgane an die Mitgliedstaaten im Be- 
reich der nationalen FE-Politik erprobt werden. 

Zweite Phase 1976: Diese Phase gibt die Möglich- 
keit, das Fazit aus den bisherigen Anstrengungen 
zu ziehen, die Wirksamkeit der erprobten Verfah- 
ren zu beurteilen, ihre Mechanismen zu vervoll- 
kommnen und die Leitlinien einer gemeinsamen 
FE-Politik zu bestätigen. 

* 

Phase 1 
1974 

— Einsetzung des „Ausschusses für Wissenschaft- 
liche und Technische Forschung (AWTF)". 

— Gleichzeitige Einsetzung einer ersten Gruppe von 
Koordinierungsausschüssen für einzelne Sekto- 
ren unter Heranziehung der bestehenden oder in 
Entstehung begriffenen Ausschüsse. 

— Benennung der nationalen Organe, die der Kom- 
mission die zweckdienlichen Informationen zu 
liefern haben (allgemeine Informationen über 
die nationale Politik und Sektorinformationen), 
durch die Mitgliedstaaten. 

— Schrittweise Systematisierung der Programmver- 
gleiche und der Konsultationen. 

— Erste Prüfung der nationalen FE-Budgets vor der 
Beschlußfassung in den einzelnen Staaten 1 ). 

— Prüfung der Entwürfe von im Gemeinschafts- 
interesse liegenden Aktionen, in denen die im 

*) Im Laufe des Jahres 1973 ist versuchsweise mit der 
Ausdehnung der zwischen den Sechs angewandten 
Methoden zum Vergleich der FE-Budgets auf die 
neun Mitgliedstaaten begonnen worden (das Haus- 
haltsjahr ist noch nicht abgeschlossen). 


2. Förderung der Grundlagenforschung 

Begründung 

Grundlagenforschung bildet in der Regel die Quelle 
neuer Kenntnisse wie auch die theoretische Basis 
für angewandte Forschung, für technologische Ent- 
wicklung und für den Innovationsprozeß. Sie ist ein 
wesentlicher Faktor des technischen, sozialen und 
kulturellen Fortschritts. 


Anschluß an die Ratsbeschlüsse von Ende 1973 
eingeleiteten Untersuchungen oder Vorarbeiten 
für die Programme zusammengefaßt werden. 

1975 

— Erweiterung der Verfahren zum Vergleich der 
Pläne, Programme, Budgets und Maßnahmen der 
einzelnen Staaten. Einsetzung einer zweiten 
Gruppe von sektoralen Koordinierungsausschüs- 
sen. 

— Erneute Prüfung der nationalen FE-Budgets vor 
der Beschlußfassung in den einzelnen Staaten. 

— Versuchsweise Phasenabstimmung der Program- 
mierungsverfahren auf nationaler und Gemein- 
schaftsebene. 

— Prüfung im Zusammenhang mit der Errichtung 
einer Datenbank für FE-Politik, die die Verbin- 
dung zu den nationalen Korrespondenten des In- 
formationssystems herstellt. 

— Prüfung neuer Entwürfe von Aktionen, die im 
Gemeinschaftsinteresse liegen. 


Phase 2 

1976 

— Einsetzung der letzten Koordinierungsausschüsse 
für einzelne Sektoren, um den gesamten Tätig- 
keitsbereich der zivilen FE zu erfassen. 

— Systematische Übermittlung aller nationalen FE- 
Pläne, -Programme und -Projekte (bereits im 
Vorbereitungsstadium) durch die Mitgliedstaa- 
ten an die Kommission und durch diese an die 
Koordinierungsausschüsse. 

— - Erste umfassende Prüfung der nationalen und 
gemeinschaftlichen Entwürfe der FE-Budgets. 

— Etwaige Umgestaltung der nationalen Program- 
mierungsverfahren im Lichte der Ergebnisse der 
Gemeinschaftsarbeiten zur Koordinierung der 
nationalen Politik. 


Dynamik, Niveau und Umfang der Grundlagenfor- 
schung haben maßgeblichen Einfluß auf die Fähig- 
keit der Gemeinschaft, die Zukunftsaufgaben zu 
meistern und ihren Platz in der sich rasch wandeln- 
den Welt und Gesellschaft zu behalten. Ihre Förde- 
rung bildet folglich ein anerkanntes Ziel der natio- 
nalen Wissenschaftspolitik der Mitgliedstaaten. 
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Es gilt für die Gemeinschaft, die Zusammenarbeit 
zwischen den Forschern der Mitgliedstaaten in die- 
sem Bereich zu vertiefen, um einen maximalen Nut- 
zen aus dem aus einer wirksamen Zusammenarbeit 
zwischen den Forschern resultierenden Potential zu 
ziehen, den Einsatz der Mittel so weit wie möglich 
zu rationalisieren und ein optimales schöpferisches 
Klima in der Gemeinschaft zu schaffen. 

Die Gemeinschaft beabsichtigt, den Betrieb der 
Europäischen Stiftung für Wissenschaft, die dem- 
nächst von den nationalen Forschungsräten und den 
Akademien der westeuropäischen Länder gegründet 
werden soll, materiell zu unterstützen. Diese Stiftung 
soll als Rechtsperson des Privatrechts errichtet wer- 
den und dem Recht des Landes, in dem ihr Sitz be- 
gründet wird, unterliegen. Ziel der Stiftung wäre es, 
die Zusammenarbeit zu fördern und zu diesem 
Zweck: 

a) die Mobilität der Forscher zu fördern; 

b) den freien Austausch von Gedanken und Infor- 
mationen anzuregen; 

c) die Harmonisierung der Grundlagenforschung 
der einzelnen Mitgliedstaaten zu erleichtern; 


d) konzertierte Aktionen und Projekte der Zusam- 
menarbeit finanziell zu unterstützen,- 

e) die Kooperation bei der Bewirtschaftung der vor- 
handenen Großanlagen zu erleichtern; 

f) die Kooperation bei der Bewertung und Ausfüh- 
rung wichtiger Vorhaben und bei der Erbringung 
kostspieliger Spezialdienstleistungen zu fördern. 

Da diese Ziele jenen Zielen ähneln, die sie ursprüng- 
lich für eine gemeinschaftliche Politik auf dem Ge- 
biet der Grundlagenforschung berücksichtigt hatte, 
schlägt die Kommission vor, die Gemeinschaft solle 
diese Stiftung unterstützen. 

Diese Unterstützung könnte in einer finanziellen Be- 
teiligung an ihrem Betrieb *) und gegebenenfalls an 
Vorhaben von gemeinschaftlichem Interesse be- 
stehen, die die Stiftung unternehmen könnte. 

Die Kommission behält sich vor, in Verbindung mit 
den betreffenden Regierungs- und Wissenschafts- 
kreisen die Lage zu überprüfen, falls sich das oben 
geschilderte Projekt einer Stiftung nicht im ge- 
wünschten Sinne entwickeln sollte. 

x ) Diese Beteiligung könnte sich auf 30 bis 35 °/o oder 
rund 200 000 RE pro Jahr belaufen. 


Entwurf einer Entschließung des Rates 

betreffend die Beteiligung der Europäischen Gemeinschaften an der Europäischen Stiftung 
für Wissenschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß die Staats- und Regierungs- 
chefs auf ihrer Konferenz vom 19. und 20. Oktober 
1972 in Paris den Willen geäußert haben, Ziele einer 
gemeinsamen Wissenschaftspolitik festzulegen und 
für die Entwicklung einer solchen Politik zu sorgen, 
und daß zu diesem Zweck die einzelstaatliche Politik 
koordiniert werden muß, 

in der Überzeugung, daß es notwendig ist, eine 
Europäische Stiftung für Wissenschaft zu errichten, 
um die europäische Zusammenarbeit anzuregen und 
auf Gemeinschaftsebene eine Lösung für die Pro- 
bleme auf dem Gebiet der Grundlagenforschung zu 
finden, 

in der Erwägung, daß die Forschungsräte und 
Akademien der europäischen Staaten, einschließlich 
der neun Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, gegen- 


wärtig eine Europäische Stiftung für Wissenschaft 
errichten, 

in der Erwägung, daß die Ziele dieser Stiftung den 
von der Europäischen Gemeinschaft in diesem Be- 
reich ins Auge gefaßten ähnlich sind und daß die 
Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten im Rah- 
men dieser Stiftung erfolgen kann, die daher von der 
Gemeinschaft unterstützt werden sollte — 

VERABSCHIEDET FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG : 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß (demnächst) eine 
Europäische Stiftung für Wissenschaft errichtet wer- 
den soll, und befürwortet eine finanzielle Beteili- 
gung der Europäischen Gemeinschaften am Betrieb 
dieser Stiftung. 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß die Kommission 
beabsichtigt, die Arbeiten der Stiftung zu verfolgen 
und ihm alljährlich einen Bericht darüber vorzu- 
legen. 

Der Rat fordert die Kommission auf, ihm Vor- 
schläge für Aktionen von gemeinschaftlichem Inter- 
esse zu unterbreiten, die von der Stiftung durchge- 
führt werden könnten. 
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3. Gemeinsame Durchführung von Aktionen, die im 
Gemeinschaftsinteresse liegen 

Aktionen zur Stützung der Politik der Gemeinschaft 


Begründung 

Obgleich die Verfahren zur Festlegung mittelfristi- 
ger Ziele für die. Gemeinschaft noch auszuarbeiten 
sind, ist es schon jetzt möglich und sogar notwendig, 
konkrete Maßnahmen im Bereich der wissenschaft- 
lichen Forschung und technologischen Entwicklung 
zur Stützung der sektoralen Politik der Gemein- 
schaft einzuleiten. 

Es gibt nämlich für diese Politik Globalkonzepte, die 
es ermöglichen, die Bedürfnisse und Probleme, die 
zu befriedigen bzw. zu lösen sind, herauszustellen 
und zu definieren, wobei Einverständnis darüber 
besteht, daß die Forschungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen zu ihrer Befriedigung bzw. Lösung beitra- 
gen können. 

Das Rahmenprogramm und die im zweiten Teil die- 
ses Dokuments vorgeschlagenen Maßnahmen in den 
Bereichen Sozial-, Energie-, Industrie-, Umwelt- und 
Entwicklungshilfepolitik können die sofortige Lö- 
sung der anstehenden Probleme, die Festlegung mit- 
telfristiger Ziele und schließlich die Koordinierung 
der einzelstaatlichen Politik erleichtern. 

Dem Rahmenprogramm „Energieforschung " kommt 
eine besondere Bedeutung zu. Die Kommission 
schlägt daher vor, daß der Rat eine Ad-hoc-Ent- 
schließung annimmt, die im zweiten Teil dieses 
Dokuments enthalten ist. In Anbetracht des Standes 
der Arbeiten im Zusammenhang mit i dem Aktions- 
vorschlag betreffend Flugzeugmotoren enthält der 
zweite Teil des Dokuments außerdem einen diesbe- 
züglichen Beschlußvorschlag. 


Was die Agrar-, die Verkehrs- und die Regional- 
politik anbelangt, so wird die Kommission ent- 
sprechende Vorschläge vorlegen, sobald der For- 
schungsbedarf ermittelt ist. Sie behält sich ferner 
vor, ergänzend zu den im zweiten Teil dieses Doku- 
ments bereits enthaltenen Vorschläge zur Sozialfor- 
schung weitere Vorschläge zu unterbreiten. 

Die im Gemeinschaftsinteresse liegenden Aktionen 
werden in den Anlagen der Gemeinsamen For- 
schungsstelle sowie, auf vertraglicher Basis, in 
öffentlichen oder privaten Forschungsanstalten der 
Mitgliedstaaten durchgeführt. Die Gemeinschaft 
wird in Zukunft versuchen, das Schwergewicht auf 
eine bessere Nutzung des in den Mitgliedstaaten 
vorhandenen Potentials zu legen, wobei der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle jedoch eine vorwiegend 
auf ständige Aufgaben ausgerichtete, kontinuierliche 
Beteiligung vorzubehalten ist. 

Für die Durchführung der im Gemeinschaftsinteresse 
liegenden Aktionen auf vertraglicher Basis steht ein 
breites Spektrum von Möglichkeiten zur Verfügung, 
die nach den spezifischen Bedürfnissen der einzel- 
nen Aktionen auszuwählen sind (beispielsweise 
Vertrag über wissenschaftliche und technologische 
Forschung, Beteiligungsvertrag, Industrieentwick- 
lungsvertrag, konzertierte Aktion 1 ). 

b Für die konzertierte Aktion gelten drei Grundprinzi- 
pien: gemeinsame Programmierung, Finanzierung und 
Durchführung durch die Teilnehmer und Zurver- 
fügungstellung der Ergebnisse an alle Teilnehmer. 


Entwurf einer Entschließung des Rates 

betreffend ein erstes Rahmenprogramm für im Gemeinschaftsinteresse liegende Maßnahmen 
zur Stützung der Gemeinschaftspolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


Die Ziele und Mittel für eine gemeinsame Politik 
auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung 
und technologischen Entwicklung sind geeignet, zur 
Förderung des sozialen Fortschritts, des ausgewo- 
genen Wirtschaftswachstums und der Lebensquali- 
tät beizutragen. 

Die Entwicklung dieser gemeinsamen Politik setzt 
voraus, daß die Organe der Gemeinschaft in regel- 
mäßigen Abständen die Aussichten und Prioritäten 
auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung so- 
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wie diesbezügliche Vorschläge der Kommission prü- 
fen, Ziele und Programme festlegen sowie die ent- 
sprechenden Mittel bereitstellen. 

Die Staats- und Regierungschefs haben auf der 
Pariser Konferenz vom 19. und 20. Oktober 1972 
ihren Willen zum Ausdruck gebracht, im wissen- 
schaftlich-technologischen Bereich Ziele zu setzen 
und die Entwicklung einer gemeinsamen Politik zu 
gewährleisten. Zu diesem Zweck bedarf es der 
Koordinierung der jeweiligen nationalen Politik 
innerhalb der Gemeinschaftsorgane und einer ge- 
meinsamen Durchführung der im gemeinschaftlichen 
Interesse liegenden Maßnahmen. 

In einer ersten Phase sind Aktionen in bestimm- 
ten Bereichen der Gemeinschaftspolitik einzuleiten, 
in denen ein anerkannter Forschungsbedarf be- 
steht — 

FASST FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG: 

Der Rat genehmigt die von der Kommission fest- 
gelegten Prioritäten für die Ausarbeitung eines 
ersten Programms von Maßnahmen zur Stützung der 
Gemeinschaftspolitik : 

— Sozialpolitik: Sektor medizinische 

Forschung 

— Energiepolitik : Rahmenprogramm 

betreffend: 

Primärenergieträger, 
Energiedirektumwandlung, 
Gewinnung und Beförderung 
von unmittelbar verbrauchs- 
fähiger Energie, Umwelt- 


schutz und rationelle 
Energienutzung 

— Entwicklungshilfe- 
politik: Wissenschaftliche und tech- 

nische Zusammenarbeit 

— Industriepolitik: Sektoren: 

Werkstoffe — Triebwerke — 
Informatik 

— Umweltpolitik 1 ): Sektoren: 

Verminderung der Umwelt- 
verschmutzung und -bela- 
stung, Verbesserung der Um- 
welt und Wasserversorgung. 

Der Rat nimmt Kenntnis von den entsprechenden 
von der Kommission vorgelegten Programmen und 
von der Absicht der Kommission, ihm nach den vor- 
gesehenen Zeitplänen zusammen mit dem „Aus- 
schuß für wissenschaftliche und technische For- 
schung" (AWTF) ausgearbeitete konkrete Vor- 
schläge zu unterbreiten. 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß die Kommission 
ihm geeignete Vorschläge vorlegen wird, sobald der 
Forschungsbedarf im Rahmen der Agrar-, der Re- 
gional- und der Verkehrspolitik sowie gegebenen- 
falls in anderen Bereichen der Sozialpolitik ermittelt 
ist. 

J ) Diese Maßnamen stützen sich auf die Erfahrungen, die 
bei den bereits beschlossenen bzw. noch laufenden 
Maßnahmen und/oder den sie ergänzenden Maßnah- 
men gewonnen wurden. 


4. Wissenschaftliche und technische Information und Informationsmanagement 


Begründung 

Die rasche Entwicklung der wissenschaftlichen und 
technischen Information und ihre Bedeutung als 
öffentlicher Dienst für eine wettbewerbsfähige In- 
dustrie und für die Gesellschaft im allgemeinen stel- 
len ein ernstes Problem für Europa dar. 

Die Gemeinschaftsorgane können einen beacht-' 
liehen Beitrag bei der Suche nach einer optimalen 
Lösung für dieses Problem leisten. So beabsichtigt 
die Kommission insbesondere, die Errichtung des 
europäischen Informations- und Dokumentations- 
systems zu fördern und zu diesem Zweck das Poten- 
tial der Mitgliedstaaten zu nutzen. 

Das europäische wissenschaftlich-technische Infor- 
mations- und Dokumentationssystem wird auf ver- 
schiedenen Ebenen schrittweise verwirklicht und 
soll sowohl Sachangaben als auch Zahlen umfassen, 


die von Informationsanalysezentren zusammenge- 
tragen werden. 

Folgende Phasen sind geplant: 

— Aufstellung eines Verzeichnisses der Dokumen- 
tationszentren und Datenspeicherstellen sowie 
Errichtung eines Referenzzentrums; 

— schrittweise Aufstellung gemeinsamer Regeln, 
Praktiken und Verfahren mit dem Ziel, eine 
zunehmend wirksame und rationelle Arbeitstei- 
lung bei der Dateneinspeisung zwischen den ver- 
schiedenen Dokumentationssystemen herbeizu- 
führen; 

— Teilung der Ausgabearbeit und Querverweis bei 
Anfragen; 

— Verbesserung der Ausbildung und Unterrichtung 
der Fachleute für Information und Dokumen- 
tation. 
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Die Gemeinschaft hat zwar bereits seit einigen Jah- ! 
ren sektorale Maßnahmen auf der Grundlage der 
Artikel 12 und 13 des Euratom-Vertrags, des Arti- \ 
kels 155 des EGKS-Vertrags und des Artikels 41 | 
des EWG-Vertrags sowie der Ministerratsentschlie- ! 
ßung vom 24. Juni 1971 eingeleitet. Diese Tätigkeit ! 
wird jedoch weiter ausgebaut; gleichzeitig soll ge- 1 
prüft werden, in welchen neuen Bereichen ein ge- 
meinschaftliches Vorgehen erforderlich ist. 

In den bereits eingehend geprüften Gebieten wird 
die Kommission 

— weiterhin mit dem Europäischen Nukleardoku- 
mentationssystem Zusammenarbeiten, beabsich- 
tigt jedoch, die Input- Aufwendungen für dieses 
System mit der Entwicklung des INIS-Systems 
der IAEO (mit der enge Arbeitsbeziehungen be- 
stehen) nach und nach zu reduzieren; 

— weiterhin die vorläufige Verarbeitung der Daten 
im Zusammenhang mit einem gemeinschaftlichen 
Dokumentations- und Informationssystem im Be- 
reich der Metallurgie durchführen, gleichzeitig 
jedoch Studien und die Weiterentwicklung des 
Systems im Hinblick auf die Erfordernisse der 
Mitgliedstaaten fördern; 

— schließlich die Daten des vorgeschlagenen Doku- 
mentationssystems für die Agrarforschungsvor- 
haben (AGREP) sammeln und verarbeiten; 

— ihre Pläne für die Zusammenstellung einer 
systematischen Dokumentation über die für die 
gemeinsame Agrarpolitik erheblichen rechtlichen, 


wirtschaftlichen und sozialen Aspekte endgültig 
festlegen. 

Außerdem sollen Ad-hoc-Studien und -Berichte in 
den Bereichen Umweltschutz, Patentwesen, Unter- 
richtswesen, Biologie und Medizin fortgesetzt und/ 
oder begonnen werden. Sollten Gemeinschaftsak- 
tionen erforderlich sein, so wird die Kommission 
dem Rat entsprechende Vorschläge unterbreiten. 

! Ein wichtiges Gebiet, das die Kommission gemein- 
sam mit entsprechenden nationalen Organisationen 

| zu erforschen beabsichtigt, ist der gesamte Problem- 
kreis der kommerziell-industriellen Auswertung der 
aus öffentlichen Mitteln finanzierten Forschungs- 
und Entwicklungstätigkeit. Die Kommission beab- 
sichtigt, zweckdienliche Vorschläge für die Schaf- 
fung eines gemeinschaftlichen Angebot- und Nach- 
fragenetzes für neue Techniken vorzulegen. 

Die Kommission wird mit allen interessierten Par- 
teien die Notwendigkeit eines ständigen Forums 
oder Lenkungs- und Kontrollorgans in dem äußerst 
empfindlichen Bereich des Informationsmanage- 
ments untersuchen. Diese Stelle würde auf der 
Grundlage notwendiger Erhebungen und Unter- 
suchungen geeignete Kommentare oder Empfeh- 
lungen für den Rat und die Mitgliedstaaten aus- 
arbeiten. 

Viele der vorstehend genannten Maßnahmen erfor- 
dern eine gewisse finanzielle Unterstützung durch 
die Gemeinschaft. Die Kommission wird im Rahmen 
des Haushaltsplans der Gemeinschaften zu gege- 
bener Zeit spezifische diesbezügliche Vorschläge 
unterbreiten. 


5. Aufgaben im Bereich des öffentlichen Dienstes sowie der 
wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen 


Begründung 

Ein Tätigkeitssektor, in welchem sich Maßnahmen 
auf Gemeinschaftsebene von ganz erheblich größe- 
rem Nutzen erweisen könnten als die Beibehaltung 
nicht koordinierter Tätigkeiten, ist der Sektor des 
öffentlichen Dienstes und der wissenschaftlichen und 
technischen Dienstleistungen. 

Das Europäische Büro für Kernmessungen (BCMN) 
und das Europäische Referenzbüro (BCR) sind die 
ersten Beispiele für derartige Bemühungen in der 
Gemeinschaft. 

Die Kommission wird sich bemühen, demnächst 
Aktionsvorschläge zu unterbreiten für 

— die Normung und Harmonisierung auf Gebieten 
wie Ermittlung von unerwünschten Nebenwir- 
kungen von Pharmazeutika und Kosmetika, Zu- 


satzstoffen und Konservierungsmitteln für Le- 
bensmittel und Schädlingsbekämpfungsmitteln; 

— - Ausarbeitung und Verwirklichung von Gemein- 
schaftsnetzen und -Systemen, beispielsweise im 
Fernmelde- und Verkehrswesen. 

Hierzu beabsichtigt die Kommission, eine engere 
Zusammenarbeit zwischen den Normungs- und Eich- 
ämtern in der Gemeinschaft zu fördern. Zu diesem 
Zweck wird die Kommission 1974 eine Sitzung von 
Sachverständigen einberufen, auf der geprüft wer- 
den soll, unter welchen Bedingungen, auf der Basis 
der bestehenden nationalen Institute, ein Gemein- 
schaftsnetz errichtet werden könnte. Dieses Netz 
könnte die Form einer europäischen Vereinigung 
annehmen und in ein echtes europäisches „Bureau 
of Standards" einmünden, das auf der Basis einer 
Arbeitsteilung zwischen den bestehenden nationalen 
und Gemeinschaftsinstituten arbeiten würde. 
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6. Langfristige Untersuchungen — Vorausschau — Methodik 

Aktionsprogramm für die Gebiete Vorausschau, Bewertung und Methodik 


Begründung 

Zwischen der wissenschaftlichen Forschung und den 
politischen Entscheidungen besteht eine Wechselbe- 
ziehung. Die Forschung hat Größenordnungen ange- 
nommen, die sie häufig an Prioritäten und Haus- 
haltsmittel binden, über die auf politischer Ebene 
entschieden wird. Politische Entscheidungen in einer 
komplexen Welt sind ganz oder teilweise auf Infor- 
mationen angewiesen, die nur die wissenschaftliche 
Forschung liefern kann. Im letzten Jahrzehnt ist 
diese Wechselbeziehung noch deutlicher geworden; 
auch die Europäische Gemeinschaft kann sie nicht 
übersehen. 

Für eine gemeinschaftliche Politik im Wissenschaft- j 
lich-technologischen Bereich bedeutet dies, daß die : 
Gemeinschaft sich mit der Frage beschäftigen muß, ! 
wie ihre wissenschaftliche Kapazität nutzbar zu ma- 
chen ist, um ihre Politik ständig auf ihre Ziele und 
Instrumente zu prüfen. Die Fragen, die sich hier 
stellen, sind verschieden und doch verwandt: 

— - Die Wissenschaft hat eine Prognosekapazität. 
Aus ihren Forschungsergebnissen folgen mög- 
liche Zukunftsentwicklungen; die Forscher kön- 
nen ihre Erfahrung und Phantasie der Projektion 
zukünftiger Entwicklungen selbst zuwenden. 
Solche Projektionen können ein wichtiges Datum 
im politischen Entscheidungsprozeß sein. 

— Auch die Forschung ist ein Gegenstand der For- 
schung. Sowohl die immanente Frage, inwieweit 
Forschung tatsächlich vorgegebenen Zielen ent- 
spricht, als auch die allgemeinere Frage nach der 
Begründung von Prioritäten verlangt wissen- 
schaftliche Prüfung. 

— Forschung ist methodenbewußt und daher selbst- 
kritisch. Die Entscheidungen der Forschungs- 
politik verlangen in besonderem Maße die be- 
gleitende methodische Kontrolle. Diese umfaßt 
die Untersuchung der Organisation der Forschung 
und der Forschungspolitik. 

Das gemeinsame Element der Aufgaben liegt in der 
Qualität, die sie von denen verlangt, die sie lösen. 
In ihr verbindet sich ein hohes Niveau wissenschaft- 
licher Kompetenz mit Erfahrung in der politischen 


Bewertung der Fragestellungen. Im Interesse einer 
rationalen Politik müssen Wissenschaftler diese Auf- 
gaben erfüllen, deren Vertrautheit mit politischen 
Bedürfnissen ihre Unabhängigkeit nicht mindert. 

Die Mitgliedstaaten haben Aufgaben dieser Art in 
den verschiedensten Organisationsformen ange- 
packt. 

Die Europäische Gemeinschaft ist für diese Aufgaben 
besonders gut placiert: die Aufgaben selbst sind 
vielfach grenzüberschreitend; die Konfrontation 
mehrerer nationaler wissenschaftlicher Communities 
verstärkt das Element wirksamer Kontrolle; die Ver- 
bindung der methodischen und prognostischen Ka- 
pazitäten der Mitgliedstaaten kann zu einer Multi- 
plikation der Wirkung führen; die Zukunftsorientie- 
rung der Pariser Gipfelkonferenz verlangt in beson- 
derem Maße vernünftige Voraussicht und wissen- 
schaftliche Selbstkontrolle. 

Diese Aufgaben gehören offenkundig selbst in den 
Bereich, dessen EJntersuchung sie betreffen. Zu ihrer 
Lösung ist es daher nötig, Wissenschaftler von ho- 
hem Rang mit einem Sinn für politische Relevanz zu 
Jhgewinnen. Es wird vorgeschlagen, sieben hochquali- 
fizierte Personen für die Dauer von einem Jahr mit 
der Erstellung eines Berichtes zu beauftragen, der 
j die notwendige analytische Unterstützung für die 
| künftigen einschlägigen Entscheidungen der euro- 
i päischen Institutionen liefert. 

| Die Gutachter sollen nach Möglichkeit Erfahrung in 
! der Prognose, Bewertung und Methodik haben und 
| von der Gemeinschaft durch Verträge nur auf die 
i begrenzte Zeit eines Jahres gebunden werden. Es 
ist zu wünschen, daß ein Teil von ihnen auch wäh- 
rend dieser Zeit in bestehenden Instituten tätig 
bleibt. Für die Kosten, die bei dieser Vorbereitungs- 
phase entstehen, wird eine Summe von 500 000 RE 
vorgesehen. 

Das Sachverständigenteam arbeitet in enger Ver- 
bindung mit der Kommission, die die Fragestellun- 
gen festlegt und den allgemeinen Arbeitsrahmen 
bestimmt. Außerdem beabsichtigt die Kommission, 
den CERD zu diesen Arbeiten hinzuzuziehen und 
sich somit die Erfahrungen dessen Mitglieder zu- 
nutze zu machen. 
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Entwurf einer Entschließung des Rates 

betreffend ein Aktionsprogramm Forschung als Instrument der Vorausschau, 
Bewertung und Methodik für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 des Vertrags ist es Aufgabe der 
Gemeinschaft, unter anderem eine harmonische Ent- 
wicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Ge- 
meinschaft, eine beständige und ausgewogene Wirt- 
schaftsausweitung, eine größere Stabilität und eine 
beschleunigte Hebung der Lebenshaltung zu fördern. 

Auf der Pariser Konferenz vom 19. und 20. Okto- 
ber 1972 haben die Staat- und Regierungschefs er- 
neut ihren Willen bekundet, Ziele für eine Politik im 
Bereich von Wissenschaft und Technologie festzu- 


legen und die Entwicklung dieser Politik zu gewähr- 
leisten. 

Die Forschungsmaßnahmen, die den Gegenstand 
dieser Entschließung bilden, sind wesentlicher Be- 
standteil dieser Ziele und daher notwendig, damit 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes bestimmte 
Ziele der Gemeinschaft erreicht werden — 

NIMMT DIE VORLIEGENDE ENTSCHLIESSUNG 
AN: 

Der Rat genehmigt das Aktionsprogramm in der 
Anlage, die Bestandteil dieser Entschließung ist, und 
befürwortet die Finanzierung dieses Programms, das 
vom Tage dieser Entschließung an ein Jahr Gültig- 
keit hat. 

Der Rat nimmt die Absicht der Kommission zur 
Kenntnis, ihm nach Ablauf eines Jahres Vorschläge 
für diese Maßnahmen aufgrund der Ergebnisse die- 
ses Programms zu unterbreiten. 


Anhang 

Aktionsprogramm Forschung als Instrument der Prognose, Bewertung und Methodik 


Die Fragestellungen der wissenschaftlichen Pro- 
gnose, Bewertung und Methodik sind nicht mehr 
neu. Die Wahrscheinlichkeit, daß die Europäische 
Gemeinschaft sich auch auf längere Sicht mit ihnen 
beschäftigen muß, ist groß. Dennoch scheint es sinn- 
voll, zunächst eine Phase der Vorbereitung vorzu- 
sehen, in der geprüft wird, in welchem Umfange die 
Europäische Gemeinschaft sich dieser Fragen an- 
nehmen soll. Eine solche Vorbereitungsphase muß 
klar begrenzt sein; sie präjudiziert spätere Entschei- 
dungen nicht. 

Ihre Elemente sind: 

— die Untersuchung der Erfahrungen, die in den 
Mitgliedstaaten in den Fragen der Forschung 
als Instrument der Prognose, Bewertung und 
Methodik bereits gesammelt worden sind; 

— die Präzisierung der Fragen, die sich in diesem 
Bereich für die Europäische Gemeinschaft stellen; 

— die Ausarbeitung von Vorschlägen für mögliche 
Entscheidungen der Institutionen der Gemein- 
schaft in diesem Bereich. 


Dabei sind insbesondere zwei konkrete Fragen zu 

beantworten, nämlich 

— ob die Europäische Gemeinschaft im Rahmen der 
gemeinsamen Politik im wissenschaftlich-techno- 
logischen Bereich eine größere Studie „Europa 
plus 30" 9 anpacken soll, diie sich mit den Auf- 
gaben beschäftigt, die sich für Europa aus den 
voraussehbaren oder vermutbaren Entwicklun- 
gen der nächsten 30 Jahre ergöben, und insbe- 
sondere ob sich auf diese Weise ein ständig fort- 
schreibbares Prognoseinstrument entwickeln 
läßt; 

— ob die Europäische Gemeinschaft ein eigenes 
Amt für technologische Bewertung ©inrichten 
soll, das die Transparenz der Forschung und Ent- 
wicklung steigert, und gegebenenfalls wie ein 
solches Amt den gemeinschaftlichen Einrichtun- 
gen zugeordnet werden soll. 

9 Die Untersuchung hiermit zusammenhängender Fragen 
wird in Verbindung mit der Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
durchgeführt, deren Gründung vorgeschlagen wird. 
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Durchführung 

Zur Verwirklichung dieser Aufgaben sind Wissen- 
schaftler von hohem Rang mit einem Sinn für poli- 
tische Relevanz zu gewinnen. Es wird vorgeschla- 
gen, sieben hochqualifizierte Personen für die Dauer 
von einem Jahr mit der Erstellung eines Berichtes 


zu beauftragen, der die Grundlage für die künftigen 
Entscheidungen der europäischen Institutionen lie- 
fert. Die Gutachter sollen nach Möglichkeit Erfah- 
rung in der Prognose, Bewertung und Methodik 
haben und von der Gemeinschaft durch Verträge 
auf die begrenzte Zeit eines Jahres gebunden wer- 
den. 


13 



Drucksache 7/1026 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabellengesamtübersicht und Zeitplan 

1 Koordinierung der einzelnen nationalen Politiken 
(FE) 

Konsultierte Organe: 

Gruppe PWTF 

1973 

Bestehende Koordinierungsausschüsse : 

© Ausschuß für wissenschaftlich-technische Infor- 
mation und Dokumentation (AWTID) (vom Rat 
im Jahre 1971 gegründet) 

© Ausschuß für medizinische Forschung (von de*' 
Gruppe PWTF 1973 gegründet) 

1974 

® Gründung des Ausschusses für wissenschaftliche 
und technische Forschung (AWTF) 

© Einsetzung der ersten Gruppe von sektoralen 
FE-Koordinierungsausschüssen 

© Benennung der nationalen Organe, die die für 
die Gemeinschaftsinstitutionen nützlichen Infor- 
mationen liefern sollen, durch die Mitgliedstaa- 
ten 

® Gegenüberstellung der nationalen FE-Programme 

© Vorschlag an die Mitgliedstaaten für Aktionen 
von Gemeinschaftsinteresse (unter Berücksichti- 
gung der nationalen Haushaltspläne) 

1975 

© läuft weiter 

© Fortsetzung 

© Prüfung der „Datenbank für die FE-Politik" 

® Konzertierung der nationalen FE-Haushalte (Ver- 
such) 

1976 

® Abschluß der Einsetzung 

© Fortsetzung und systematische Gliederung 

© Fortsetzung: Vorschläge für Aktionen von Ge- 
meinschaftsinteresse, einschließlich des neuen 
GFS-Programms 

© Fortsetzung: Prüfung der nationalen und gemein- 
schaftlichen FE-Haushaltsentwürfe 

® Etwaige Angleichung der nationalen Verfahren 
für die FE-Programmierung 


2 Grundlagenforschung 

Konsultierte Organe: 

— CERD 

1973 

Laufende Aktionen: 

© Gemeinsame Forschungs- 
stelle (GFS) : 

Werkstoffwissenschaft 

(1973 bis 76) 5,1 Millionen RE/4J 

1974 

© läuft weiter *) 

© Beteiligung an den laufenden Kosten der Euro- 
pean Science Foundation (ESF) z. E. 

© Vorschlag für die Beteiligung an Vorhaben der 
ESF von Gemeinschaftsinteresse 


1975 

© läuft weiter x ) 

© läuft weiter 

® Fortsetzung der ESF-Vorschläge 

1976 

© läuft weiter 
© läuft weiter 

© Fortsetzung der ESF-Vorschläge 


*) unter Vorbehalt einer Programmrevision 
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3 Sektorale Politik 

3/1. Sozialpolitik 

Biologie und Gesundheitsschutz, 

Medizinische Forschung 

Konsultierte Organe: 

— Ad-hoc-Gruppe Biologie/Gesundheitsschutz des 
Beratenden Ausschusses Kernforschung (CCRN) 

— Beratende Programmausschüsse Biologie/Gesund- 
heitsschutz 

— Beratender Ausschuß EGKS 

— * Ausschuß für medizinische 
Forschung und Forschung auf 
dem Gebiet des öffentlichen Fachgruppen 

Gesundheitswesens ' pwTF 

— Ausschuß „Überwachung 
Schwerkranker" 

1973 

Laufende Aktionen: 

© Biologie/Gesundheitsschutz 

— Gemeinsames Programm 17,3 Millionen RE 

(1971 bis 75) 

+ (Erweiterung) 1,5 Millionen RE 

(1973 bis 75) 

— Anwendung von 

Nukleartechniken auf 
die medizinische 

Forschung 1 Million RE 

(1971 bis 75) 

© EGKS-Sozialforschung: 

Arbeitssicherheit 

und -medizin — 3 Millionen RE/J 

1974 

© und © laufen weiter 

® medizinische Forschung 

— Organisation eines Sommerkurses/ J (Ausbil- 
dung von Forschern und Klinikern) 

— Organisation von zwei Seminaren/J 

— Ausarbeitung von prioritären Pilotprogram- 
men 

— Zuteilung von Stipendien 


3 Sektorale Politik 

3/2. Energie 

Energieforschung 

Konsultierte Organe: 

— Verbindungsgruppe „Energie" 

— Ad-hoc-Sachverständigenausschuß (Rückführung) 
— • Koordinierungsausschuß „Schnelle Reaktoren" 

— Beratender Ausschuß EGKS 

— Ausschuß für Wissenschaft und Technik (CST) 

— Allgemeiner Beirat (CCG) 

— Verbindungsgruppe Fusion 


1973 

Laufende Aktionen: 

© Technische Kohle- 
forschung der EGKS 3 bis 4 Millionen RE/J 

© GFS: FE im Bereich 

Energie 1973 bis 76 —17 Millionen RE/J 

® Hauptsitz: Nukleare 

Aktionen DRAGON — 2,6 Millionen RE/J 

© Thermonukleare 
Fusion 1971 bis 75 

zu Neunt 56 Millionen RE/5J 

Vorschlag für Präferenz- 
aktionen (2. Serie 1974 
bis 75) 

1974 

© bis © laufen weiter 

@ Vorschlag für ein „Joint European Tokamak" 
(JET) 

© Erarbeitung von Aktionsvorschlägen 
— Untertageverflüssigung von Kohle 
— Verwendung von Plutonium 
— Abwärme 

@ Erarbeitung von Studienvorschlägen (Supra- 
leiter, Abwärmeverwertung usw.) 

® Einsetzung des Beratenden FE-Ausschusses für 
die Energiewirtschaft 
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1975 

© bis © laufen weiter 

© 2. Teil der prioritären Aktionsvorschläge 

© Erarbeitung neuer Mehrjahresprogrammvor- 
schläge 

1976 

© läuft weiter 

3 Sektorale Politik 

3/3. Kooperation in der Entwicklung 

Wissenschaftliche Hilfe für Entwicklungsländer 


1973 

Laufende Aktionen: 

© Programm „MILS" 

Zweiter Europäischer 
Entwicklungsfonds (EEF) 

(1970 bis 74) 1,1 Millionen RE/4J 


1974 

© läuft weiter 

© Bildung eines- Ausschusses „Wissenschaftliche 
Hilfe für Entwicklungsländer" 


1975 

© bis © laufen weiter l ) 

© Aktionsvorschläge 

© wird im Hinblick auf konkrete Aktionsvorschläge 
im einzelnen untersucht 

1976 

© bis © laufen weiter ’) 

© konkrete Aktionsvorschläge 

3 Sektorale Politik 

3/4. Industriepolitik 

Industrielle FE-Aktionen 

Konsultierte Organe: 

© Gruppe PWTF 
© Gruppe Informatik PWTF 
© Beratender Ausschuß EGKS 
© Allgemeiner Beirat (CCG) 

© Ausschuß für Wissenschaft und Technik (CST) 

© UNICE 

® Ad-hoc-Ausschuß Werkstoffe 

1973 

Laufende Aktionen: 

© Stahlforschung EGKS' -^8 Millionen RE/J 
© GFS: Programm 

Werkstoffe (1973 bis 76) 8 f 5 Millionen RE/4J 

z. E. Werkstoffwissenschaft 
siehe unter Grundlagenforschung 

© Aktionen am Hauptsitz: EURISOTOP 

1974 

© bis © laufen weiter l ) 

© Werkstoffe für die Luftfahrt 

© Werkstoffe für die chemische 
Industrie 

© Werkstoffe für die Elektronik 

® Bildung eines Beratenden Ausschusses FE für 
Werkstoffe 

© Forschungsaktion Flugzeugantrieb 
® Ausarbeitung eines Informatikprogramms 

*) unter Vorbehalt einer Programmrevision 


Aktions- 

vorschläge 
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1975 

© Aktionsvorschläge „Wissenschaftliche Hilfe für 
Entwicklungsländer 11 


1976 

© Programm „Aktion wissenschaftliche Hilfe für 
Entwicklungsländer" 


3 Sektorale Politik 

3/5. Umweltschutz: Umweltforschung 

Konsultierte Organe: 

— Gruppe „Umweltschutz" des Rates (für Prioritä- 
ten) 

— Allgemeiner Beirat (CCG) 


1973 

Laufende Aktionen: 

© GFS: Vierjahres- 
programm 
„Umweltschutz" 

(1973 bis 76) 

© Indirekte Aktion 
„Umweltschutz" 

(1973 bis 75) 

© z. E. 3 COST-Aktionen 

© Einsetzung eines Beratenden Ausschusses für 
Umweltforschung 


1974 

© und © laufen weiter J ) 

© Neue Aktionsvorschläge, unter anderem FE- 
Aktionen für Modelle für Wasserbewirtschaftung 
und Wasserplanung und für Vorbehandlung und 
Reinigung des Wassers 

1975 

© und © laufen weiter J ) 

© läuft weiter 

© neue Vorschläge für „Umweltschutz" 


9 unter Vorbehalt einer Programmrevision 


1975 

© bis ® laufen weiter 
© bis © Beginn der Aktionen 
© läuft weiter 

© Aktionsvorschlag Informatik 

1976 

© bis ® laufen weiter J ) 

® Aktion Informatik 

© neue Vorschläge „Mehrjahresprogramm" 

3 Sektorale Politik 

3/6. Agrarpolitik: Agronomische Forschung (z. E.) 

Konsultierte Organe: 

— Sachverständigenausschuß für © 

— Beratende Programmausschüsse Biologie-Gesund- 
heitsschutz für © 

— Ausschuß der zuständigen nationalen Vertreter 
für ® 

1973 

Laufende Aktionen: 

© Gemeinschaftsprogramm 
„Klassische und afrika- 
nische Schweinepest" 

(1973 bis 76) —2 Millionen RE/4J 

© Anwendung der Nuklear- 
technik auf die 
agronomische Forschung 
(Programm Biologie/ 

Gesundheitsschutz) 

(1971 bis 75) 4,6 Millionen RE/5J 

noch nicht eingeplant 

© Bildung eines Ständigen Ausschusses für agro- 
nomische Forschung 

1974 

© und © laufen weiter 

© Ausarbeitung von Aktionsvorschlägen für agro- 
nomische Forschung (ergeben sich aus ®) 

1975 , 

© und © laufen weiter 
© neue Vorschläge 
© läuft weiter 

*) vorbehaltlich einer Programmrevision 


15,85 Millionen RE/4J 

6,3 Millionen RE/3J 
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1976 

© läuft weiter 1 ) und neue Vorschläge „Mehrjah- 
resprogramm Umweltschutz" 

® läuft weiter 

4 Wissenschaftlich-technische Information und 
Dokumentation 

Konsultierte Organe: 

AWTID und Untergruppen 


1973 

z. E. Aktion COST 11 

(Errichtung eines europäischen Informatiknetzes) 


1974 

© Fortsetzung der Errichtung eines europäischen 
Informations- und Dokumentationsnetze^ auf der 
Basis des Potentials der Mitgliedstaaten 


*) unter Vorbehalt einer Programmrevision 


1976 

© läuft weiter 
© läuft weiter 


5 öffentliche Behörden und wissenschaftliche 
Leistungen 

Konsultierte Organe: 

— Allgemeiner Beirat (CCG) 

— Beratender Ausschuß RBG für © 

— Beratender Programmausschuß für ©, ® und © 

1973 

Laufende Aktionen: 

© Referenzbüro der 

Gemeinschaften (RBG) 

(1973 bis 75) 

© GFS: Programm 

„Standards und Refe- 
renzsubstanzen" 

(1973 bis 76) 

® Zentralbüro für Kern- 
messungen (ZBKM) 

(1973 bis 76) 

© Europäische Zentral- 
stelle für die Verarbei- 
tung wissenschaftlicher 
Information (CETIS) 

(1973 bis 76) 

© Zentralstelle für 
Information und 
Dokumentation (ZID) 

© Analyse- und Informa- 
tionsbüro ESIS + 

INDAC / GFS 

® z. E. meteorologisches 
Zentrum (COST) 

® HFR-Reaktor Petten 
(1973 bis 76) 

® Vorschlag „neue Auf- 
gaben" des Zentrums 
Petten 

1974 

© bis ® laufen weiter x ) 

® Beginn neuer Aktivitäten für Petten 

® Ausbau der Beziehungen zwischen den Norm- 
und Eichämtern 


*) zum Teil unter Vorbehalt einer Programmrevision 


1,8 Millionen RE/3J 


6,2 Millionen RE/4J 

20,35 Millionen RE/4J 


^6 Millionen RE/4J 


5,1 Millionen RE/4J 
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1975 

© läuft weiter 

1976 

© läuft weiter 

6 Aussichten, Bewertungen und Methodik 
der FE-Politik 

Konsultierte Organe: 

CERD 


1973 


1974 

© Definition des Vorhabens „Europa + 30" 

© Prüfung des Nutzens der Bildung eines „Euro- 
päischen Büros für technologische Bewertung" 

© Definition eines Programms „Methodik der FE- 
Politik“ 

©, © und ® 0,5 Millionen RE/1J 

1975 

© und gegebenenfalls © Aktionsvorschlag 

© Durchführung des Aktionsprogramms (Fortset- 
zung) 

©, © und ® Vorschläge für konkrete Aktionen 

1976 

©, © und ® Fortsetzung (Beginn der Aktionen) 


1975 

© bis ® laufen weiter *) 

1976 

© bis ® laufen weiter *) 

® Vorschläge für Projekt „Neues Mehrjahrespro- 
gramm" 

7 Nicht in eine sektorale Politik eingegliederte 
Aktionen 

Konsultierte Organe: 

— * Ausschuß für Wissenschaft und Technik (CST) *) 
— Allgemeiner Beirat (CCG) **) 

*) für alle Aktionen im Rahmen des Euratom- Vertrags 
*3 für alle Aktionen der GFS 

1973 

Laufende Aktionen: 

© Teledetektion der 
erdgebundenen 
Ressourcen 

GFS (1973 bis 76) 1,05 Millionen RE/4J 

® Wiederverwendung 
von Rohstoffen 

GFS (1973 bis 76) 3,05 Millionen RE/4J ***) 

***) Dieser Betrag enthält auch die Aktion Sonnenenergie 

1974 

© und © laufen weiter 2 ) 

® Programmrevision GFS 


1975 

© und © laufen weiter 2 ) 

® Programmrevision GFS 

1976 

© und © laufen weiter 2 ) 

© Vorschläge für ein neues Mehrjahresprogramm 
in Forschung und Lehre 


zum Teil unter Vorbehalt einer Programmrevision 
2 ) unter Vorbehalt einer Programmrevision 
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2. Teil 

Aktionsprogramm für die Politik im wissenschaftlich- technologischen Bereich 

Maßnahmen zur Stützung der Politiken der Gemeinschaft 

Rahmenprogramme und Aktionsvorschläge 


A. Rahmenprogramme 


1. Sozialpolitik: Medizinische Forschung 


Begründung 

Bis in die jüngste Zeit hinein traten die Unter- 
schiede zwischen den sozialen Verhältnissen bei den 
einzelnen Menschen vor allem in den materiellen 
Einkünften, über die sie verfügten, zutage. Doch wir 
leben heute in einer Zeit, in der viele von uns über 
materiellen Wohlstand verfügen. Damit sind gleich- 
zeitig die durch die anderen Faktoren und in erster 
Linie den Gesundheitszustand bedingten Ungleich- 
heiten erheblich größer geworden. So wird heute 
das Recht auf Gesundheit gefordert und anerkannt, 
das für jeden von uns das Recht bedeutet, im Krank- 
heitsfälle eine bestmögliche Pflege zu erhalten. Die- 
ses Recht hat in den Industriegesellschaften Kran- 
kenversicherungen entstehen lassen, deren Defizit 
einen nicht unerheblichen Teil der Staatshaushalte 
absorbiert. Dieser Teil, der bis vor etwa zehn Jahren 
ungefähr 5 °/o des Bruttosozialprodukts betrug, 
nimmt ständig zu. Es muß daher eine optimale Nut- 
zung der für die Gesundheit der Bevölkerungen 
bereitgestellten Ressourcen angestrebt werden. 

Die medizinische Forschung bietet das beste Mittel, 
dieses Ziel zu ereichen, und sie ist Bestandteil jeder 
Gesundheitspolitik. Ihre humanitären und wirt- 
schaftlichen Auswirkungen sind unschätzbar. Ihr 
wirklicher Endzweck ist die Valorisierung des 
Lebens. 

Die Entwicklung der medizinischen Forschung ist 
natürlich ohne die parallele Entwicklung der Aus- 
bildung von Forschern und jenen, die das Ergebnis 
der Forschungen verwerten und am Bett des Kran- 
ken die erwarteten Fortschritte in die Tat umsetzen 
müssen, nicht denkbar. 


Die Fortschritte der medizinischen Forschung sind 
immer mehr von einer Erforschung auf zahlreichen 
Fachgebieten abhängig. Der Arzt muß vom Biologen, 
Chemiker, Physiker und Informatiker unterstützt 
werden, und er muß mit ihnen Zusammenarbeiten. 
Die Geschichte aller großen medizinischen Entdek- 
kungen der letzten 15 Jahre beweist dies deutlich. 
Doch für jedes der sich uns stellenden biomedizini- 
schen Probleme ist die Zahl der Spezialisten, die 
über das notwendige Fachwissen oder über die Zeit 
und die unerläßlichen Einrichtungen verfügen, sehr 
begrenzt. Versucht man, für ein gegebenes For- 
schungsthema die erforderlichen Fachleute zusam- 
mentreten zu lassen, so muß man unausbleiblich 
weit über die nationalen Grenzen hinausgehen. Mit 
anderen Worten, für die Untersuchung zahlreicher 
Gesundheitsprobleme kann die „kritische Masse" 
nur auf internationaler Ebene erreicht werden. 

Entsprechend den Schlußfolgerungen der Konzipie- 
rungsgruppe „Medizinische Forschung und For- 
schung auf dem Gebiet des öffentlichen Gesundheits- 
wesens" sind die Hauptziele der geplanten For- 
schungsarbeiten die Vorbeugung, die Früherken- 
nung von Krankheiten und die Wiederanpassung. 

Nach Maßgabe dieser Zielsetzungen umfaßt das ge- 
plante Programm: 

1.1 Die Veranstaltung eines Sommerlehrgangs pro 
Jahr für die Ausbildung von Forschern und 
Klinikern auf dem Gebiet der neuen Techniken 
und Methoden der medizinischen Forschung. 

1.2 Die Veranstaltung von zwei Seminaren pro Jahr 
für die Ausbildung von Studenten und jungen 
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Klinikern auf dem Gebiet der neuen medizini- 
schen Techniken. 

1.3 Die Zuweisung von Stipendien für die Ausbil- 
dung von Klinikern und Forschern in den Berei- 
chen der Überwachung Schwerkranker. 

2 Die Ausarbeitung von Forschungsvorhaben von 
gemeinsamen Interesse in Zusammenarbeit mit 
Forschungseinrichtungen und Fachlaboratorien 
der Gemeinschaft auf folgenden Gebieten: 

2.1 Psychologische und toxische Faktoren bei Ver- 
kehrsunfällen. 

2.2 Schwerhörigkeit, einschließlich der schädigen- 
den Lärmeinwirkungen und unter besonderer 
Berücksichtigung der kongenitalen Schäden. 

2.3 Embryotoxische und genetische Faktoren bei 
kongenitalen Erkrankungen. 

2.4 Forschungen über Infektionskrankheiten, insbe- 
sondere Viruskrankheiten und infektiösen 
Hospitalismus. 

2.5 Psychologische, physiologische und metabolische 
Aspekte des Alterns. 

2.6 Psychosomatische und metabolische Faktoren 
bei Krankheiten der Verdauungsorgane. 


2. Energiepolitik: Energieforschungsprogramm 

Rahmenprogramm für Energieforschung 


1. Begründung 

Die Gemeinschaft findet in ihrem Gebiet nur einen 
geringen Teil der Energie, die sie verbraucht, und 
ist nur in bescheidenem Maße am Abbau der sonsti- 
gen Vorkommen in der Welt beteiligt. Ihre Versor- 
gung ist daher sehr weitgehend von Einfuhren ab- 
hängig. 

Aufgrund dieser starken Abhängigkeit, die nor- 
malerweise langfristig bestehenbleiben dürfte, muß 
es in erster Linie Ziel der Energiepolitik der Ge- 
meinschaft sein, die Sicherheit der Versorgung mit 
Primärenergie zu verbessern. 

Parallel zu diesem Hauptziel (Versorgungssicherheit) 
liegen jeder Gemeinschaftsmaßnahme zwei weitere 
Ziele zugrunde: es gilt, die Qualität der erzeugten 
Energie und einen wettbewerbsfähigen Preis zu ge- 
währleisten. Dazu sind Forschungsarbeiten erforder- 
lich, um den Umweltschutz (Beseitigung oder Be- 
schränkung der Umweltverschmutzung durch Ener- 
gieerzeugung, -förderung, -lagerung und -verbrauch) 
sicherzustellen und die Energie rationeller zu nutzen 
in dem Bestreben, das Ausmaß der Versorgungs- 
probleme zu verringern und dem vorhersehbaren 
Energiekostenanstieg zuvorzukommen. 


3 Computerunterstützte Forschungen auf dem Ge- 
biet der kontinuierlichen und Echtzeitüberwa- 
chung Schwerkranker. 

Die Durchführung der Gemeinschaftsaktion im Be- 
reich der medizinischen Forschung sowie die Koordi- 
nierung der vorstehend geplanten Aktionen und der 
derzeitigen Tätigkeiten auf nationaler Ebene würden 
unter Mitwirkung des Ausschusses für medizinische 
Forschung und Forschung auf dem Gebiet des 
öffentlichen Gesundheitswesens der Arbeitsgruppe 
„PREST" oder der ihr nachfolgenden Gruppe ge- 
währleistet werden. 

Dieser Ausschuß würde sich infolgedessen einmal an 
der Vorbereitung der Kurse und Seminare und zum 
anderen an der Ausarbeitung der medizinischen 
Forschungsvorhaben der Gemeinschaft beteiligen. 

Zeitplan 

Die ersten Forschungsvorschläge müßten in den Be- 
reichen 2.1, 2.2 und 3 vor dem 31. März 1974 und in 
den Bereichen 2.3 bis 2.6 vor dem 31. Dezember 1975 
ausgearbeitet werden. 

Die Ausarbeitung der Forschungsvorhaben würde 
die Anstellung von Sachverständigen und die 
Durchführung von Studien erforderlich machen. 


Diese energiepolitischen Maßnahmen, die sich in den 
Rahmen der allgemeinen Sozial- und Wirtschafts- 
politik und der Außenpolitik der Gemeinschaft ein- 
fügen, sollen die Voraussetzungen verbessern, unter 
denen sich die Energieversorgungsprobleme der Ge- 
meinschaft stellen. 

Jedoch wird die langfristige technologische Lösung 
der Energieprobleme hauptsächlich von der Inno- 
vation abhängen: in dieser Hinsicht ist die wissen- 
schaftliche und technologische Forschung von erst- 
rangiger Bedeutung. 

Nach Auffassung der Kommission ist daher ein kon- 
zertiertes Vorgehen der Gemeinschaft im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung Voraussetzung für den 
Erfolg einer gemeinsamen Energiepolitik. 

Dazu schlägt sie vor: 

— eine Übersicht über die in der Gemeinschaft lau- 
fenden Forschungsarbeiten im Energiebereich 
aufzustellen und auf dieser Grundlage fortlau- 
fend zu prüfen, ob 

— die einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen 
Forschungsprogramme den energiepolitischen 
Zielen angemessen sind; 

— eine Zusammenarbeit mit dritten Ländern auf 
Grund der Programme dieser Länder möglich ist; 
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— - auf gemeinschaftlicher Ebene mit der Durchfüh- 
rung von in einem „Rahmenprogramm" zusam- 
mengefaßten vorrangigen Maßnahmen zu begin- 
nen; dieses Programm umfaßt eine Reihe von 
Gebieten, die den Zielen der Energiepolitik und 
den Kriterien entsprechen müssen, die gemein- 
schaftliche Forschungsarbeiten rechtfertigen. 

2. Ziele und Auswahlkriterien der gemeinschaftlichen 
Forschung 

Ziel der vorrangigen Forschungsarbeiten ist, Verfah- 
ren auszuarbeiten, mit denen die bereits genannten 
Ziele erreicht werden können, das heißt: 

— Entdeckung neuer Quellen und Ressourcen-, 

— neue Methoden zur Erschließung der bekannten 
Ressourcen; 

— rationelle Nutzung der Primärenergie durch Er- 
tragsteigerung; 

— Umweltschutz. 

Die auf Gemeinschaftsebene vorgeschlagenen For- 
schungsvorhaben müssen 

1. sich auf technische Verfahren erstrecken, die im 
Falle eines Erfolgs eine hinreichende energiewirt- 
schaftliche Bedeutung auf Gemeinschaftsebene 
hätten; 

2. Arbeiten betreffen, die nur im Gemeinschaftsrah- 
men die notwendigen Dimensionen erreichen 
können; 

3. Arbeiten umfassen, die in der Gemeinschaft noch 
nicht genügend fortgeschritten sind oder bei 
deren Durchführung eine zu große Aufsplitterung 
festzustellen ist. 

Im letzteren Falle wären selbstverständlich vor 
allem die Ursachen der Stagnation und Aufsplitte- 
rung der Forschungsmaßnahmen zu prüfen. 

Anhand der genannten Ziele und Auswahlkriterien 
hat die Kommission 22 Forschungsthemen ausge- 
wählt, die im Rahmen eines Gemeinschaftspro- 
gramms als vorrangig betrachtet werden; diese 
Themen fallen in folgende Bereiche: 

— Primärenergieträger; 

— Energiedirektumwandlung; 

— Erzeugung und Beförderung der unmittelbar ver- 
brauchsfähigen Energie; 

— Umweltschutz; 

— rationelle Energienutzung. 

Diese Themen werden in Tabelle I zusammengefaßt 
und, je nachdem wie ausgereift die Forschungs Vor- 
schläge sind, in verschiedenen Gruppen eingeteilt. 

Dieses erste Rahmenprogramm könnte in den kom- 
menden Jahren durch neue Vorschläge, sobald diese 
ausgereift sind, ergänzt werden. 

Die Zusammenhänge zwischen vorrangigen Themen 
und Forschungszielen gehen aus Tabelle I hervor. 

Die energiewirtschaftliche Bedeutung der einzelnen 
Forschungsthemen wird zeitlich gestaffelt, ebenfalls 
in der Tabelle angegeben. 


3. Rahmenprogramm 

Bereits laufende Maßnahmen des Rahmenprogramms 
Folgende Themen, deren energiewirtschaftliche Be- 
deutung besonders groß ist, werden bereits im Rah- 
men eines Gemeinschaftsprogramms teilweise oder 
vollständig durchgeführt: 

a) Gesteuerte Kernfusion 

Dieses Verfahren könnte im Erfolgsfall schon allein 
beträchtlich zur Deckung des Energiebedarfs der Ge- 
meinschaft über das Jahr 2000 hinaus beitragen. 

b) Sonnenenergie 

Hierbei handelt es sich um eine Energiequelle, die 
per se keine Umweltprobleme aufwirft. In Europa 
wird sie wahrscheinlich nur einen geringen Teil des 
Energiebedarfs decken können (vor allem Heizung 
und Klimatisierung in Haushalten). Jedoch könnte 
sie für die tropischen Entwicklungsländer von größ- 
ter Bedeutung sein. 

c) Erzeugung von Kohlenwasserstoff durch 
Zerlegung von Wasser 

Die durch Zerlegung von Wasser unter Verwendung 
von nuklear erzeugter Wärme gewonnene Energie 
könnte als der die Elektrizität ergänzende Energie- 
träger betrachtet werden und in Symbiose mit ihr an 
die Stelle der gasförmigen und flüssigen Kohlen- 
wasserstoffe treten, deren Vorräte begrenzt sind. 

d) Probleme im Zusammenhang mit radioaktiven 
Abfal Istoffen 

Eine gemeinschaftliche Lösung dieses Problems, vor 
allem für die endgültige Lagerung, könnte der lang- 
fristigen Entwicklung der Kernenergie zugute kom- 
men. 

Neue zur Zeit in Ausarbeitung befindliche 
Maßnahmen des Rahmenprogramms 

In drei Bereichen, deren energiewirtschaftliche Be- 
deutung beträchtlich ist, werden zur Zeit Vorschläge 
für Maßnahmen der Grundlagenforschung oder 
technologischen Forschung ausgearbeitet. Diese Vor- 
schläge werden dem Rat unterbreitet, nachdem sie 
mit den Sachverständigen der betroffenen Kreise 
und den Verantwortlichen der einzelnen Länder er- 
örtert worden sind. 

Es handelt sich um folgende Themen: 

1. Grundlagenforschung über die unterirdische Ver- 
flüssigung von Kohle; 

2. Plutonium Verwendung; 

3. Fragen im Zusammenhang mit der Abwärmever- 
wertung. 

Studien über die Themen des Rahmenprogramms 

Für bestimmte Themen des Rahmenprogramms 
„Energie" sind vor der Ausarbeitung von Aktions- 
vorschlägen Studien durchzuführen. 


22 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1026 


Ihr Ziel ist es: 

— eine Übersicht über die derzeitigen Forschungen 
und Techniken in der Gemeinschaft und der 
Welt zu schaffen; 

— ihre Bedeutung im Hinblick auf die Energiever- 
sorgung zu beurteilen; 

— die Richtung für die Forschung und Entwicklung 
in der Gemeinschaft festzulegen. 

Die Themen, die Gegenstand von Studien sein 
müssen, sind in Tabelle I gekennzeichnet. 

Koordinierung der FE-Maßnahmen 

Obige Themen, die von der Kommission als vor- 
rangig betrachtet werden und an denen zur Zeit auf 
nationaler Ebene intensiv gearbeitet wird, müßten 
auf Gemeinschaftsebene koordiniert werden, damit 
die verfügbaren Mittel sinnvoller eingesetzt und 
schnellere Erfolge erzielt werden könnten. Die Kom- 
mission schlägt dazu vor, Koordinierungsausschüsse 
bzw. Arbeitsgruppen zu bilden, oder die Tätigkeit 
der bestehenden Ausschüsse fortzusetzen und zu 
verstärken. 

Es handelt sich um folgende Maßnahmen: 

1. Brütertechnik (Koordinierungsausschuß für 
schnelle Reaktoren) 


2. Reaktorsicherheit 

3. Thoriumverwendung 

4. Direktkreisprozeß (Gasturbinen) 

| 5. Nukleare Prozeßwärme 

1 6. Supraleitung (Beratender Ausschuß „Kryoelek- 
| trotechnik"). 

I Der Koordinierungsausschuß für schnelle Reaktoren 
arbeitet bereits. Im Bereich der Reaktorsicherheit 
hat die Kommission jüngst eine Arbeitsgruppe für 
l das Sicherheitsprogramm bei Leichtwasserreaktoren 
| eingesetzt und beteiligt sich am SNIC; für schnelle 
| Reaktoren bildete der Koordirnierungsausschuß auch 
eine Arbeitsgruppe. Was die Thoriumverwendung, 
den Direktkreisprozeß und die nukleare Prozeß- 
wärme betrifft, so werden die Forschungsarbeiten 
der Kommission vor allem im Rahmen des Dragon- 
Projekts abgewickelt, über das Kontakte mit den 
betroffenen Kreisen unterhalten werden. Die Kom- 
mission wird zu gegebener Zeit die konkreten Ko- 
ordinierungsmaßnahmen für diese Themen Vor- 
schlägen. 

Im Bereich der Supraleitung schlägt die Kommission 
I die Schaffung eines Beratenden Ausschusses für 
Kryoelektrotechnik vor, der seine Arbeit 1974 auf- 
nehmen soll. 


Entwurf für eine Entschließung des Rates 

über die schrittweise Durchführung von Maßnahmen der wissenschaftlichen Forschung 
und Entwicklung im Bereich der Energiepolitik der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

nach Kenntnisnahme des Entwurfs der Kommis- 
sion, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Aufstellung einer gemeinsamen Energie- 
politik erfordert Forschungsmaßnahmen, insbeson- 
dere um die langfristige Versorgungssicherheit zu 
gewährleisten. 

Die Ziele und Mittel einer gemeinsamen Politik 
auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung 
und der technologischen Entwicklung sind geeignet, 
eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens 
innerhalb der Gemeinschaft, eine beständige und 
ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine größere 
Stabilität und eine beschleunigte Hebung der 
Lebenshaltung zu fördern. 

Die Staats- und Regierungschefs haben auf der 
Konferenz in Paris am 19. und 21. Oktober 1972 
ihren Willen zum Ausdruck gebracht, einerseits 


eine gemeinschaftliche Energiepolitik auszuarbeiten, 
die der Gemeinschaft eine sichere und dauerhafte 
Versorgung unter zufriedenstellenden wirtschaft- 
lichen Bedingungen gewährleistet, und andererseits 
im wissenschaftlich-technologischen Bereich die Ziele 
einer gemeinsamen Politik festzulegen und ihre 
Weiterentwicklung zu sichern — 

NIMMT FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG AN: 

Der Rat genehmigt das „Rahmenprogramm" für 
die Forschung im Energiebereich in der Fassung des 
Anhangs, der Bestandteil dieser Entschließung ist. 

Er nimmt die Absicht der Kommission zur Kennt- 
nis, sich fortlaufend eine Übersicht über den Energie- 
bereich zu verschaffen, um 

— die Forschungsgebiete zu ermitteln, in denen 
umfangreiche Anstrengungen in der Gemein- 
schaft unternommen werden; 

— die Gebiete zu bestimmen, in denen eine Zu- 
sammenarbeit mit dritten Ländern zweckmäßig 
sein könnte. 

Er nimmt die Einsetzung eines „Beratenden Aus- 
schusses für die Forschung und Entwicklung im 
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Energiebereich", eines sektoralen Ausschusses des 
Ausschusses für wissenschaftliche und technische 
Forschung (CREST), zur Kenntnis. 

Der Ausschuß hat unbeschadet der Bestimmungen 
der Artikel 55 des EGKS-Vertrags und Artikel 7 des 
EAG-Vertrags folgende Aufgaben: 

— die Zielsetzungen und die allgemeine Strategie 
im Hinblick auf eine Harmonisierung der wis- 
senschaftlichen Anstrengungen der Mitgliedslän- 
der zur Abstützung der FE-Politik der Gemein- 
schaft und der Mitgliedsländer im Energiebereich 
festzulegen; 

— die vorrangigen Gebiete zu bestimmen, für die 
es wünschenswert wäre, daß die Kommission den 
Erfordernissen der Energiepolitik angepaßte 
konkrete Gemeinschaftsaktionen vorschlägt; 

— - die Entwicklung der laufenden Programme und 
die Arbeiten der Koordinierungsausschüsse für 


Anhang 


Das Rahmenprogramm umfaßt: 

— im Gemeinschaftsrahmen laufende Aktionen: 

— Gesteuerte Thermonukleare Fusion 
— Nutzung der Sonnenenergie 

— Wasserstofferzeugung durch chemische Zer- 
setzung von Wasser 

— Probleme im Zusammenhang mit der Behand- 
lung und Lagerung radioaktiver Abfallstoffe 

Für diese Aktionen können Revisions-, Auswei- 
tungs- oder Durchführungsvorschläge vorgelegt 
werden. 

— In Vorbereitung befindliche Aktions Vorschläge: 

— Grundlagenforschung über die Untertagever- 
wendung von Kohle 

— Verwendung von Plutonium 
— Abwärmeprobleme 

Diese Vorschläge werden möglicherweise im 
ersten Halbjahr 1974 vorgelegt. 

— Themen, die vor Ausarbeitung von Aktionsvor- 
schlägen Gegenstand von Untersuchungen sind: 

— Unterirdische Kohlevergasung 


FE-Maßnahmen im Energiebereich (Koordinie- 
rungsausschuß schnelle Reaktoren, SNIC usw.) 
zu verfolgen. 

Zur Besetzung dieses Ausschusses ernennen die 
Mitgliedstaaten und die Kommission unter den für 
die wissenschaftlichen Aspekte der Energiepolitik 
verantwortlichen hohen Beamten jeweils zwei Voll- 
mitglieder sowie ein stellvertretendes Mitglied. Die 
Amtszeit der Ausschußmitglieder beläuft sich auf 
zwei Jahre und kann verlängert werden. Die Kom- 
mission übernimmt die Schriftführung im Ausschuß. 
Der. Ausschuß tritt auf Antrag seines Vorsitzenden 
zusammen, der gegebenenfalls auf die zu prüfenden 
Fragen spezialisierte Sachverständige hinzuziehen 
kann. 

Der Rat fordert die Kommission auf, in Zusam- 
menarbeit mit diesem Sachverständigenausschuß 
konkrete Aktionsvorschläge im Sinne dieses Rah- 
menprogramms auszuarbeiten. 


— - Teledetektion 
— Tiefseebohrung 

— Extraktion von Uran aus Seewasser 
— geothermische Energie 
- — Offshore-Kraftwerke 
— Elektrizitätsspeicherung 
— - Supraleiter 

— Kraftfahrzeuge ohne Kohlenwasserstoffver- 
brennung 

— • Abwärmeverwertung 

Vorschläge auf diesen Gebieten könnten im 
Laufe des letzten Quartals 1974 oder des ersten 
Halbjahres 1975 vorgelegt werden. 

— - Themen, die einer Koordinierung der derzeitigen 
nationalen Anstrengungen bedürfen: 

— ■ Schnelle Brüter 
— Reaktorsicherheit 
— Verwendung von Thorium 
— Prozeßwärme 

— Direktkreisprozeß (Gasturbinen) 

— Supraleiter. 
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Verzeichnis der Prioritäten FE-Themen im Energiebereich 


Neue Quellen und Ressourcen 

Neue Methoden zur Verwertung 
der Ressourcen 

Rationelle Verwendung der Primär" 
energie und Erhöhung der Wirkungsgrade 

Umwelt 

i 

Forschungsthemen 

Im Gemeinschaftsrahmen 
laufende Tätigkeiten 

in Arbeit befindliche 

Aktionsvorschläge 

Studien 

Koordinierung der 
nationalen Anstrengungen 

Schätzi 
Energi 
an der 
gewic 
Verse 

1985 

jng des 
eanteils 
zeitlich 
hteten 
)rgung 

2000 

Termin- 
plan für 
die Vor- 
lage der 
Vor- 
schläge 


4 



1. 

a) Unterirdische Kohlevergasung 



4 


>10 «/o 


Ende 74 






b) Grundlagenforschung über die 













unterirdische Verflüssigung 













von Kohle 


+ 




>10% 

Mitte 74 

4 




2. 

Teledetektion 



4 


~10®/o 


Ende 74 

4 




3. 

Tiefseebohrungen 



4 


>10% 


Ende 74 


4 



4. 

Extraktion von Uran aus See- 



4 










wasser 



pm 



-10% 

Mitte 75 


4 



5. 

Urananreicherung 





>10% 





4 



6. 

Verwendung von Plutonium 


4 



-10% 


Anfang 74 


4 



7. 

Verwendung von Thorium 




1 


>10 % 

— 


4 



8. 

Schnelle Brüter 




4 


>10% 





4 

9. 

Reaktorsicherheit 

4 



4 . 

>10% 


— 

4 




10. 

Thermonukleare Fusion 

+ 





>10% 

Ende 73 


4 



11. 

Nukleare Prozeßwärme 




4 

-10% 


— 



4 


12. 

Direktkreisprozeß (Gasturbinen) 




4 

<10% 


Ende 74 


4 



13. 

Geothermische Energie 



4 


<10% 


Mitte 75 


+ 



14. 

Sonnenenergie 






-10% 

— 



4 

4 

15. 

Offshore-Kraftwerke 



4 


-10% 


Mitte 75 



+ 


16. 

Elektrizitätsspeicherung 



+ 


<10% 


Mitte 75 



4 

4 

17. 

Supraleiter 



+ 


-10% 


Ende 74 



4 

4 

18. 

Kraftfahrzeuge ohne Kohlen- 













wasserstoffverbrennung 



4- 


<10% 


Mitte 75 


4 


4 

19. 

Wasserstofferzeugung durch H2O 













Zersetzung 

+ 


4 



>10% 

- — 




4 

20. 

Abwärme 


+ 



<10% 


Mitte 74 




+ 

21. 

Radioaktive Abfallstoffe 

4- 


4- 



>10% 

Anfang 74 



4 


22. 

Abwärmeverwertung 



4 


<10% 


Mitte 75 
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3. Entwicklungshilfepolitik: Wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit 

Wissenschaftliche Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 


Begründung 

Die wissenschaftliche Forschung und die technolo- 
gische Entwicklung werden allgemein als Katalysa- 
toren der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
angesehen. 

Gegenwärtig sind die meisten Entwicklungsländer 
noch weitgehend von einem eingeführten wissen- 
schaftlichen und technischen Potential abhängig, das 
häufig gar nicht ihren spezifischen Problemen ent- 
spricht. 

Diese Situation muß sich ändern, und es liegt im 
Interesse aller, einschließlich der westlichen Indu- 
strieländer, den Entwicklungsländern zu helfen, so 
rasch wie möglich eine gewisse Unabhängigkeit auf 
diesem Gebiet zu erwerben. 

Es wird heute anerkannt, daß im ersten Entwick- 
lungsjahrzehnt in viel zu geringem Maße die Rolle 
berücksichtigt wurde, die die wissenschaftliche For- 
schung und die technologische Entwicklung hierbei 
in den Entwicklungsländern spielen müßten, und 
zwar in den verschiedensten Bereichen von der 
Grundlagenforschung und der Ausbildung von Wis- 
senschaftlern bis zu den durchaus konkreten Pro- 
blemen der Industrialisierung und Rationalisierung 
der Landwirtschaft dieser Länder. 

Eine Analyse des Problems sowie ein Verzeichnis 
und eine Begründung der möglichen Maßnahmen 
sind in dem „Weltplan zur Anwendung der Wissen- 
schaft und Technik auf die Entwicklung“ enthalten, 
der vom Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen ausgearbeitet wurde. 

In ihrem „Memorandum über eine gemeinschaftliche 
Politik der Zusammenarbeit mit den Entwicklungs- 
ländern“ hat die Kommission der Notwendigkeit 
Rechnung getragen, die wissenschaftliche Forschung 
und die technische Entwicklung in das Instrumenta- 
rium der Entwicklungshilfe aufzunehmen, und er- 
klärt, sie werde folgende Zielsetzungen vorschlagen: 

— Stärkung der wissenschaftlichen und technischen 
Strukturen der Entwicklungsländer, 

— Abstimmung der Forschungsbemühungen der 
Mitgliedstaaten auf die spezifischen Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer oder Gruppen von Ent- 
wicklungsländern. 

Die Konferenz der Staats- und Regierungschefs vom 
Oktober 1972 hat die Organe der Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten aufgefordert, schrittweise eine 
umfassende, weltweite Politik der Entwicklungshilfe 
aufzustellen und durchzuführen. Die wissenschaft- 
liche Forschung und die technologische Entwicklung 
sind zweifellos unerläßliche Instrumente für die 
Durchführung dieser umfassenden Kooperations- 
politik. 


Zahlreiche bilaterale Abkommen haben schon jetzt 
bestimmte Aspekte der wissenschaftlichen und tech- 
nologischen Zusammenarbeit zum Gegenstand, aber 
sehr häufig fehlt es den Anstrengungen der Mit- 
gliedstaaten auf diesem Gebiet gerade auf Grund 
ihrer Streuung an der notwendigen Kohärenz. 

Daher hängt die Wirksamkeit der wissenschaftlichen 
und technologischen Zusammenarbeit wie in den 
übrigen Bereichen der globalen Kooperationspolitik 
der Gemeinschaft davon ab, wie es der Gemein- 
schaft und den Mitgliedstaaten gelingt, ihre Politik 
und Aktionen auf diesem Gebiet aufeinander abzu- 
stimmen. 

Hauptziel der gemeinschaftlichen Zusammenarbeit 
muß es sein, die bilateralen Formen der wissen- 
schaftlichen Hilfe unter Berücksichtigung der Zu- 
ständigkeiten und Besonderheiten der Gemeinschaft 
zu ergänzen und weiterzuführen. 

Drei Leitlinien zeichnen sich ab: 

1. Koordinierung der von den Mitgliedstaaten zu- 
gunsten der Entwicklungsländer in Europa oder 
in den Entwicklungsländern durchgeführten For- 
schungs- und Entwicklungsmaßnahmen. 

2. Unmittelbare Unterstützung von Forschungspro- 
grammen, die sich nicht so sehr auf Länder als 
auf Gebiete beziehen und für deren Durchfüh- 
rung sich eine Zusammenlegung der in mehreren 
Mitgliedstaaten vorhandenen Mittel als zweck- 
dienlich erweisen würde. 

3. Beitrag zur Verstärkung von Infrastrukturen auf 
dem Gebiet der wissenschaftlichen und techno- 
logischen Forschung in den Entwicklungsländern, 
die auf die spezifischen Bedürfnisse dieser Län- 
der zugeschnitten sind. 

Im Rahmen der Konzertierung der nationalen und 
gemeinschaftlichen Politik der Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern schlägt die Kommission 
zur Durchführung der oben aufgezeigten Leitlinien 
die Bildung eines Ausschusses für die wissenschaft- 
liche und technische Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern vor, der folgende Aufgaben hat: 

— Formulierung der Zielsetzungen, 

— Bestimmung der vorrangigen Sektoren, 

— Ermittlung der geeigneten Mechanismen für die 
Erreichung der festgesetzten Ziele. 

Gleichzeitig fertigen die Dienststellen der Kommis- 
sion Studien an oder lassen diese anfertigen, die 
dem vorgeschlagenen Ausschuß die für die Auf- 
nahme seiner Tätigkeit erforderlichen Arbeitsunter- 
lagen in die Hand geben. 
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Diese Vorbereitung und danach die Ausarbeitung 
und Ausführung sind selbstverständlich in enger Zu- ; 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern vorzu- 
nehmen. 

Der Ausschuß und seine Delegationen könnten i 
einem künftigen Ausschuß für wissenschaftliche und | 
technische Forschung und seinen übrigen sektoralen , 
Ausschüssen angeschlossen werden. 


4. Industriepolitik: Werkstoffe, Informatik ’) 


Werkstoffe 

In allen Industrieländern — besonders aber in den 
Ländern der Gemeinschaft — gibt es eine von der 
Grundlagenforschung bis zur industriellen Entwick- 
lung durch öffentliche Gelder unterstützte Werk- 
stofforschung. 

Dies ist durch die oft ausschlaggebende Bedeutung 
der Werkstoffe für die Entwicklung der herkömm- 
lichen wie auch der Spitzentechnologien bedingt. In 
Ländern wie Frankreich, England oder Deutschland 
entfallen schätzungsweise mehr als 10°/o der Ge- 
samtausgaben für Forschung und Entwicklung auf 
die Werkstofforschung 2 ). 

Die nationalen Programme werden völlig unabhän- 
gig voneinander ausgearbeitet und verabschiedet, 
d. h. ohne die in den Nachbarländern vorgesehenen 
Tätigkeiten zu berücksichtigen, obwohl die Notwen- 
digkeit einer Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Werkstoffe überall empfunden und anerkannt wird. 
Eine Aufsplitterung von Forschung und Entwicklung 
durch rein nationale Maßnahmen wäre unvernünftig 
und würde letztlich darauf hinauslaufen, daß der 
europäische Markt für Wettbewerber von außerhalb 
geöffnet wird. 

Die Kommission ist sich bewußt, daß es zur Erfas- 
sung des -Gebiets der Werkstoffe und seiner wich- 
tigsten Aspekte nötig ist, die Möglichkeiten für eine 
Zusammenarbeit 

a) auf dem Gebiet der orientierten Grundlagenfor- 
schung, 

b) auf dem Gebiet der angewandten Forschung und 
der Entwicklung verbesserter Werkstoffe und 

c) auf dem Gebiet der Produktions- und Fabrika- 
tionstechniken 

zu prüfen. 

Die verfügbaren Informationen und die aufgenom- 
menen Kontakte veranlaßten die Kommission, zu- 
nächst das Gebiet der angewandten Forschung und 
der Entwicklung verbesserter Werkstoffe zu unter- 

J ) Für den Bereich der Industriepolitik für Flugzeugmo- 
toren ist in Kapitel B auf Seite 33 ein Aktionsvor- 
schlag enthalten. 

2 ) Materiaux. Etudes de Politiques Scientifiques. OECD- 
1972. 


Zeitplan 

Der Ausschuß wird sich 1974 mit der Festlegung der 
Verfahren zur Koordinierung der Bemühungen der 
Mitgliedstaaten sowie der Bestimmung der Sektoren 
und Gebiete befassen, die für die Gemeinschafts- 
maßnahmen Vorrang haben. 1975 wird er konkrete 
Entwürfe von Gemeinschaftsmaßnahmen ausarbei- 
ten. 


suchen. Dieses Gebiet wurde nach Maßgabe der in- 
dustriellen Verwendung der Werkstoffe aufgeteilt 
(beispielsweise Werkstoffe für Ausrüstungen der 
chemischen Industrie, Werkstoffe für die Elektro- 
technik usw.). Ziel dieses Vorgehens war es, die 
Probleme abzugrenzen, vor die sich die unmittelbar 
betroffenen Personen — d. h. die Abnehmer — ge- 
stellt sehen, und die Zusammenarbeit in Richtung 
auf Gebiete von unbestreitbar praktischem Interesse 
zu lenken. 

Zunächst wurden sieben Gebiete ins Auge gefaßt: 
die Ausrüstungen der chemischen Industrie, die her- 
kömmlichen Kraftwerke, die Elektrotechnik, der 
Maschinenbau, die Elektronik, der Flugzeugbau und 
die Kältetechnik. 

Bei den Werkstoffen für den Maschinenbau geht es 
im wesentlichen um Massenstähle. Die damit ver- 
bundenen Probleme werden oder dürften im Rah- 
men des Forschungsprogramms der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl behandelt werden. 
Auch die Kältetechnik wirft keine Werkstoffpro- 
bleme auf, die besondere Anstrengungen erforder- 
lich machen, sieht man einmal vom Sonderfall der 
Anwendung der Supraleitfähigkeit ab. Letztere ist 
Gegenstand eines Kooperationsvorhabens, das der- 
zeit in der COST-Gruppe erörtert wird. 

Die Kommission hat Programmentwürfe ausgearbei- 
tet, die sich durchaus für eine Zusammenarbeit in 
der Gemeinschaft eignen. Diese Entwürfe werden im 
Anhang in sehr kurzer Form wiedergegeben. 

Es handelt sich um 

— die Werkstoffe für den Flugzeugbau, 

— die Werkstoffe für Ausrüstungen der chemischen 
Industrie, 

— die Werkstoffe für die Elektronik. 

Die Kommission beabsichtigt, die Prüfung der Mög- 
lichkeiten für eine Zusammenarbeit bei den Werk- 
stoffen für die Elektrotechnik und für die herkömm- 
lichen Kraftwerke fortzusetzen. 

Die im Anhang beschriebenen Programmentwürfe 
müssen den Mitgliedstaaten noch zur Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Programme könnten in Form 
„konzertierter Aktionen" durchgeführt werden, de- 
ren Mechanismus bereits im einzelnen festgelegt 
worden ist, aber von den Mitgliedstaaten noch er- 
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örtert werden müßte. Außerdem müßte er noch im 
Hinblick auf die Beiträge der einzelnen- Mitglied- 
staaten zur Verwirklichung der Programme präzi- 
siert werden. 

Zu diesem Zweck wird als sektoraler Ausschuß des 
Ausschusses für wissenschaftliche und technische 
Forschung (CREST) ein Beratender Ausschuß für die 
Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Werkstoffe eingesetzt, dessen Federführung die 
Kommissionsdienststellen übernehmen. Die Mit- 
gliedstaaten benennen jeweils ein ordentliches Mit- 
glied und ein stellvertretendes Mitglied aus den 
Reihen der leitenden Beamten, die für die For- 
sdiungs- und Entwicklungsprogramme über Werk- 
stoffe zuständig sind. Je nach dem zu behandelnden 
Gebiet können sich die Vertreter von fachkundigen 
Sachverständigen begleiten lassen. 

Der Beratende Ausschuß ist insbesondere damit be- 
auftragt, 

— die Zielsetzungen und die allgemeine Strategie 
im Hinblick auf eine Harmonisierung und Ko- 
ordinierung der wissenschaftlichen Maßnahmen 


der Mitgliedstaaten zur Förderung der For- 
schungs- und Entwicklungspolitik der Gemein- 
schaft und der Mitgliedstaaten festzulegen; 

— die vorrangigen Gebiete zu bestimmen, in denen 
es als wünschenwert erscheinen sollte, daß die 
Kommission konkrete Gemeinschaftsinitiativen 
vorschlägt; 

— die Tätigkeit im Zusammenhang mit den laufen- 
den abgestimmten Forschungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen zu verfolgen und zu ihnen Stellung 
zu nehmen. 

Die drei vorerwähnten Vorhaben könnten im Jahr 
1974 in ihrer endgültigen Form vorgelegt werden. 

Die Kommissionsdienststellen werden außerdem in 
Verbindung mit dem Beratenden Ausschuß die er- 
forderlichen Untersuchungen über die Zweckmäßig- 
keit einer auf Gemeinschaftsebene erfolgenden Zu- 
sammenarbeit bei den Werkstoffen fortsetzen, so- 
weit es die orientierte Grundlagenforschung sowie 
die Produktions- und Fabrikationstechniken betrifft. 
Diese Untersuchungen werden im Jahre 1975 abge- 
schlossen. 


Anhang I 


Entwurf eines Programms für eine konzertierte Aktion über Werkstoffe für den Flugzeugbau 


— Untersuchung des Einflusses der Oberflächenbe- 
schaffenheit und der Beschichtungen auf die Ge- 
setze der Ausbildung und der Ausbreitung von 
Ermüdungsrissen in Aluminium- und Titanlegie- 
rungen sowie in hochfesten Stählen (Einfluß der 
Oberflächenrauhigkeit, des Bearbeitungsverfah- 
rens, der Endbehandlung oder der Oberflächen- 
Kaltverfestigung sowie der Beschichtungen, Mes- 
sung der Oberflächen-Restspannungen). 

— Untersuchung des Einflusses der Oberflächenbe- 
schaffenheit auf die Spannungsrißkorrosion der 
gleichen Werkstoffe. 

— Verbesserung des Korrosions- und Ermüdungs- 
widerstandes von Befestigungsteilen aus Titan 
oder aus hochfestem Stahl durch Beschichtung mit 
Aluminium. 

— Entwicklung geeigneter Schweißverfahren für 
Verbindungen Titan mit Titan und Titan mit an- 
deren Metallen; Ermittlung der optimalen Be- 
dingungen für die Erzielung guter Schweißungen, 
gegebenenfalls mit anschließender Untersuchung 
der mechanischen Eigenschaften von Schweiß- 
nähten. 

— Untersuchungen über die Schädlichkeit von 
Schweißfehlern. 

— Untersuchungen über die Möglichkeiten für eine 
Anwendung der Pulvermetallurgie für die Her- 


stellung kleiner Teile aus Titan (Bolzen, Rohr- 
anschlüsse). Die Qualität der Teile wird nach der 
Zugfestigkeit und der Duktilität beurteilt. Die da- 
nach zu untersuchenden Eigenschaften sind der 
Widerstand gegen Ermüdung, Korrosion und fort- 
schreitende Rißbildung. 

— Untersuchungen über die mechanischen Eigen- 
schaften und die Alterungsbeständigkeit von 
kohlefaserverstärkten Kunstharzen (Verbund- 
werkstoffe mit parallelen und gekreuzten Fasern). 
Untersuchung der dem Zug-, Ermüdungs- und 
Fließverhalten zugrunde liegenden Erscheinun- 
gen. 

— Untersuchung über die Herstellung und Ver- 
arbeitung von borfaserverstärkten Kunstharzen 
im Hinblick auf ihre Verwendung zur Verstär- 
kung von Metallteilen. Restspannungen, mecha- 
nische Eigenschaften, Alterungserscheinungen, 
Korrosionsfestigkeit. 

— Untersuchung über die Herstellungsbedingungen 
von Verbundwerkstoffen auf Aluminiumbasis mit 
Borfaserverstärkung (Untersuchung der Rolle der 
einzelnen Fasern und der zur Zeit verfügbaren 
Beschichtungen). Beurteilung der erhaltenen Ver- 
bundwerkstoffe-, Untersuchung der Möglichkeit 
der Verbindung dieser Werkstoffe durch Schwei- 
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ßen, Löten, Kleben usw. In einem zweiten Sta- — Untersuchung der Eigenschaften und der Ver- 
dium ausführliche Untersuchung der mechani- arbeitung neuer Klebstoffe für hohe Tempera- 
schen Eigenschaften, des Widerstandes gegen Er- turen und von Dichtungskitten sowie von steifen 

müdung oder thermische Beanspruchungen, des Platten aus Kunststoff. Untersuchung der Prüf- 

Fließverhaltens und der Korrosionsfestigkeit. methoden. 


Anhang II 


Entwurf eines Programms für eine konzertierte Aktion über Werkstoffe für Ausrüstungen 
der chemischen Industrie 


— Untersuchungen über Spannungsrißkorrosion: I 

a) Erarbeitung präziser Angaben für die Berech- 
nung, die Konstruktion und den Betrieb von 
Ausrüstungen aus austenitischen Stählen, die 
Betriebsbedingungen unterliegen, bei denen 
Spannungsrißkorrosion auftreten kann. Zu~ 
diesem Zweck werden Versuche an dicken 
Prüfstäben vorgenommen, die einer konstan- 
ten und genau kontrollierten Zugbelastung 
unterworfen werden. Die Prüfbedingungen 
werden so gewählt, daß die Ergebnisse dem 
tatsächlichen Betriebsverhalten Rechnung tra- 
gen, und zwar unter Berücksichtigung hoher 
Temperaturen und Drücke. Auswirkung der 
Wasserbehandlung auf die Spannungsrißkor- 
rosion. Einfluß des Schweißens und anderer 
Behandlungen bei der Herstellung. 

b) Untersuchung der Verwendungsbedingungen 
für Wärmeisolierstoffe zwecks Vermeidung 
von Erscheinungen der Spannungskorrosion, j 

— Vergleich und Auswertung der Ergebnisse der 
verschiedenen elektrochemischen Verfahren ! 
zwecks Aufstellung von Wechselbeziehungen 
zwischen diesen Verfahren und dem Verhalten 
rostfreier Stähle gegenüber den verschiedenen 
Korrosionserscheinungen. 

— Untersuchungen über glasfaserverstärkte Kunst- 
harze, die zum Bau von Ausrüstungen, insbeson- 
dere von Druckbehältern, bestimmt sind. Mecha- 


nische Eigenschaften bei konstanter Beanspru- 
chung, Ermüdungs- und Fließverhalten. Einfluß 
von Wasser und feuchter Luft. — - Zerstörungs- 
freie Verfahren für die regelmäßige Kontrolle der 
Beschaffenheit der verstärkten Kunstharze im 
Betrieb. — Prüfverfahren für die Wärme- und 
Feuerfestigkeit. 

— Untersuchung von Erosions-Korrosions-Erschei- 
nungen bei Massenstählen in schnellfließenden 
Flüssigkeiten. Klärung der Grunderscheinungen. 
Analyse des Einflusses der wichtigsten Para- 
meter. — Prüfung unter Bedingungen, die den 
praktischen Wert der Ergebnisse sicherstellen. 

— Untersuchungen über die Schwingungsrißkorro- 
sion zwecks genauer Definition der Erscheinun- 
gen, der Mechanismen und der Kennwerte, na- 
mentlich hinsichtlich der Bruchflächen. Zu den 
Orientierungsversuchen gehört die Untersuchung 
des Einflusses des Spannungsniveaus und der 
Lastwechselzahl, der Korrosionsgeschwindigkeit 
und der Temperatur. Die ausführliche Unter- 
suchung der wichtigen Parameter erfolgt an- 
schließend. 

— Untersuchung kombinierter Reibungs- und Kor- 
rosionseffekte. 

- — Untersuchung der selektiven Korrosion von Mes- 
sing (Entzinkung) mit Hilfe elektrochemischer 
Methoden. 


Anhang III 


Entwurf eines Programms für eine konzertierte Aktion über Werkstoffe für die Elektronik 


— Große Silizium-Einkristalle — Lichtempfindliche Werkstoffe für integrierte 

Untersuchung des Einflusses von Fehlstellen und Schaltungen 

Verunreinigungen, Kontrollverfahren, Verbesse- Untersuchungen neuer Werkstoffe höherer Lei- 
rung der Qualität von Kristallen mit 70 bis stung und Zuverlässigkeit. 

100 mm Durchmesser. 
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— Werkstoffe für Gehäuse und Verankerungen 
Untersuchung und Beurteilung neuer Werkstoffe 
für höhere Temperaturen als derzeit zulässig 
(über 120° C). 

— Glasfasern für faseroptische Fernmeldesysteme 
Untersuchung der optimalen Glaszusammenset- 
zung für die eigentliche Lichtleitfaser und für den 
Mantel. 

— Halbleiter des Typs III-V 
Orientierungsstudien an einigen wichtigen Halb- 
leiterwerkstoffen. 

— Granat-Einkristalle für magnetische Blasen 
Untersuchung der Qualitätsverbesserung großer 
Granatkristalle, Untersuchung des Einflusses der 
Trennfläche zwischen dem Substrat und der Epi- 
taxie-Schicht auf das Speichervermögen. 

— Werkstoffe für die Speicherung optischer Signale 
Orientierungsstudie über die Eigenschaften und 
das Verhalten der am besten geeigneten Werk- 
stoffe. 

— Einkristalle von Korund und Spinell 
Verbesserung der Qualität von Einkristallen mit 
großem Durchmesser als Grundmaterialien für 
Epitaxie-Schichten. 

— Ferroelektrische Werkstoffe 
Orientierungsstudien mit Hinblick auf die elek- 
tro-optischen Anwendungen (Speicher und An- 
zeigevorrichtungen) . 

— Elektrochrome Werkstoffe 
Orientierungsstudien mit Hinblick auf die Ver- 
wendung dieser Werkstoffe für Anzeigevorrich- 
tungen. 

Informatik 

Die auf der Gemeinschaftsebene einzuschlagenden 
großen Aktionslinien einer Industrie- und Techno- 
logiepolitik auf dem Sektor Informatik sind Gegen- 
stand spezifischer Kommissionsvorschläge an den 
Rat. Das diesen Vorschlägen zugrunde gelegte Vor- 
gehen hat globalen Charakter und ist im wesent- 
lichen auf zwei Ziele ausgerichtet: 

— Förderung der Informatikanwendungen, die als 

wirksame Impulse für die wirtschaftliche und 
soziale Fortentwicklung betrachtet werden, 

— Mittel und Wege zur Hebung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der europäischen Firmen, die auf die- 
sem Gebiet besonders schwierigen Wettbewerbs- 
bedingungen ausgesetzt sind. 

Eine zielstrebige Verwirklichung dieser Zielsetzung 
erstreckt sich zweifellos auf wichtige, die Anhebung 
des technologischen Niveaus dieses Sektors betref- 
fende FE-Aspekte und setzt angesichts der raschen 
Entwicklung der Techniken und des hohen Anteils 
der dadurch bedingten methodologischen Probleme 
eine enge Verbindung zwischen diesen Aspekten und 
der Gesamtpolitik voraus. Aufgrund dieser Sach- 
lage ist eine von industriepolitischen Überlegungen 
losgelöste Betrachtung von Forschung und Entwick- 
lung nicht angängig. 


Das vorliegende Dokument enthält deshalb nur all- 
gemeine Hinweise auf dieses Aktionsprogramm, 
über weitere Details geben die oben erwähnten spe- 
zifischen Vorschläge, die die Kommission dem Rat 
bereits unterbreitet hat, Aufschluß. 

Die Vielschichtigkeit und die Ausdehnung des Sek- 
tors sowie sein bedeutender Einfluß auf die Struk- 
turen der künftigen Gesellschaft lassen die An- 
nahme folgender Arbeitsmethode geboten erschei- 
nen: 

— 1974 bis 1975: Entwicklung einer Gemeinschafts- 
programmation für den Gesamtsektor; 

— 1976 bis 1980: Durchführung der aus diesem 
Programm abzuleitenden Aktionen. 

Die Überwachung über die Gesamttätigkeiten ob- 
läge einem Sektorenausschuß Hoher Beamter. 

Das Hauptziel der Periode 1974 1975 besteht in der 
Definition — im Hinblick auf die Ausführung des 
Programms in der folgenden Periode 1976/1980 — 
des Gesamtkomplexes der durchzuführenden Aktio- 
nen, ihrer Rangordnung und der erforderlichen 
Haushaltsansätze; gleichzeitig scheint es angezeigt, 
in diesem Rahmen auf Zweckmäßigkeit zweier Arten 
konkreter Aktionen hinzuweisen: 

1. Koordinierungsaktionen: Ihr Ziel besteht haupt- 
sächlich in der Förderung eines gemeinschafts- 
weiten Informationsaustausches auf einem be- 
stimmten Tätigkeitsbereich (z. B. Datenbanken) 
sowie, in einer weiteren Phase, in der Erarbei- 
tung von Vorschlägen zur Rationalisierung der 
Tätigkeiten und in der Lancierung von Gemein- 
schaftsprojekten; 

2. Lancierung von als vorrangig eingestuften Pilot- 
Aktionen (z, B. Datenbankennetz). 

Selbstverständlich können diese beiden Aktionsarten 
während der Durchführung des Programmes 1976 
bis 1980 weitergeführt und differenziert werden. 

In diesen methodologischen Rahmen gliedern sich 
die nachstehend beschriebenen FE-Themen ein, die 
aufgrund von Verbraucherbefragungen und der Stel- 
lungnahme der Sachverständigen der Fachgruppe 
Informatik PWTF ausgewählt worden sind, und die, 
wenn nicht eine Gemeinschaftsaktion, so doch zu- 
mindest eine gründliche Prüfung zur Präzisierung 
der Bedingungen für die Lancierung solcher Aktio- 
nen verdienen. 

a) Basis-Software 

Neben der Bedeutung, die den Fragen der Standar- 
disierung, der Übertragbarkeit und der Kompatibi- 
lität beigemessen wird, — Fragen, die auf industrie- 
politischen Überlegungen beruhen — wird die Er- 
richtung eines Instituts für Software-Technik in de- 
zentralisierter Form als interessant erachtet und ver- 
dient eine umgehende, gründliche Prüfung durch 
eine hochqualifizierte Sachverständigengruppe. So- 
fern sich das Interesse dieser Aktion bestätigt, 
könnte sie bereits in der Periode 1974/1975 anlaufen. 
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b) Anwender-Software 

Die Zweckmäßigkeit einer vorrangigen Inangriff- 
nahme von Koordinierungsaktionen auf dem Gebiet 
der Datenbanken, der Datenfernübertragung und der 
biomedizinischen Informatik wird allgemein aner- 
kannt. Diese Koordinierungsaktionen sollten in Vor- 
schlägen für Pilot-Aktionen ausmünden, die in der 
Periode 1974/1975 anlaufen könnten. 

Daneben bestehen zahlreiche Gebiete, auf denen 
eine Kooperation möglich wäre (Wirtschaftsinforma- 
tionen, Luftverkehr, Straßenverkehr, Seeschiffahrt, 
Eisenbahnverkehr, Probleme der Umweltverschmut- 
zung, Urbanistik usw.) ; es empfiehlt sich jedoch, im 
Laufe der Programmationsperiode die interessante- 
sten Gebiete zu identifizieren und dann im Rahmen 
der verfügbaren Mittel bestimmte Aktionen auszu- 
wählen. 

Die Kommission hatte in diesem Rahmen schließlich 
die Aufgabe, für eine Gegenüberstellung der gro- 
ßen Wirtschaftssektoren, auf denen sich eine Ge- 
meinschaftspolitik entwickelt, mit dem Ziel, zu sor- 
gen, die auf die Informatiktechniken gestützten und 
zur Hebung der Wettbewerbsfähigkeit und Lei- 
stungsfähigkeit der in Betracht gezogenen Sektoren 
(Luftfahrt, Landwirtschaft, Werften, Energie, Um- 
weltschutz, Werkzeugmaschinen) geeigneten Ak- 
tionen zu definieren. 


5. Umweltpolitik 


Umweltschutz 

1 . Die Forschungsaktionen der Gemeinschaft auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes sollen die wis- 
schenschaftlichen und technischen Kenntnisse lie- 
fern, die zur Verwirklichung einer Umweltpolitik 
der Gemeinschaft, wie sie in dem Aktionspro- 
gramm (Dok. KOM(73)530) definiert ist, erfor- 
derlich oder zweckdienlich sind. In erster Linie 
handelt es sich um eine Grundlage für die in die- 
sem Programm vorgesehenen Aktionen zur Ein- 
dämmung der Umweltbelastungen. Insbesondere 
geht es um Aktionen im Zusammenhang mit der 
Bewertung der Gefahren für die Gesundheit des 
Menschen und die Umwelt, der Messung der Ver- 
schmutzung, der Aufstellung von Normen und 
der Festsetzung von Zielwerten für die Umwelt- 
qualität sowie um spezifische Aktionen im Zu- 
sammenhang mit bestimmten Erzeugnissen und 
Industriezweigen, mit der Energieerzeugung und 
mit der Verunreinigung der Meere. 

Gegebenenfalls müssen auch Forschungsaktionen 
auf dem Gebiet des Schutzes der natürlichen Um- 
welt, der Verknappung bestimmter natürlicher 
Ressourcen, der Städteplanung und Raumord- 
nung sowie der Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen durchgeführt werden. 

2. Diese Forschungsarbeiten müssen auf Gemein- 
schaftsebene durchgeführt werden, denn die Um- 


c) Theoretische Informatik 

Auf diesem Gebiet könnte bereits jetzt mit Hilfe der 
kürzlich gegründeten „Association d'informatique 
theorique" und in Verbindung mit den die Errichtung 
des Instituts für Software-Technik berührenden 
Tätigkeiten eine Koordinierungsaktion in Angriff 
genommen werden, deren Ziel in der Definition des 
Programms für diejenigen Aktivitäten bestünde, für 
die eine Unterstützung durch die Gemeinschaft in 
Frage kommt. Hierzu sei bemerkt, daß eines der 
Hauptkriterien für die Auswahl solcher Aktivitäten 
der Verbesserung des technologischen Niveaus des 
Informatiksektors entsprechen sollte. 

d) Ausbildung 

Die Weiterführung der PWTF-Ausbildungs- und 
Fortbildungslehrgänge — wobei die Zielsetzung 
periodisch zu überprüfen wäre — empfiehlt sich im 
Hinblick auf ihre Bedeutung zur Heranbildung hoch- 
qualifizierter Spezialisten. Ein weiterer Beitrag zur 
Anhebung des fachlichen Niveaus und zur Verbrei- 
tung der Kenntnisse bestünde in der Schaffung kom- 
munitärer Mechanismen zur Förderung des Aus- 
tausches von Forschern, Lehrkräften und Experten. 
Die Vorarbeiten zur Schaffung eines solchen Me- 
chanismus konnten unverzüglich aufgenommen 
werden. 


Weitbelastungen ignorieren die Landesgrenzen, 
so daß ihre Auswirkungen in geographisch ho- 
mogenen Großräumen (beispielsweise den Was- 
sereinzugsgebieten) untersucht werden müssen, 
überdies können die auftretenden Probleme in 
einigen Fällen nur gelöst werden, wenn die Ar- 
beiten mehreren hochspezialisierten Laboratorien 
übertragen werden, über die gewöhnlich ein ein- 
zelner Mitgliedstaat nicht verfügt. Die gemein- 
same Durchführung dieser Forschung dürfte wei- 
terhin dazu beitragen, sinnlose Doppelarbeit zu 
vermeiden und bestehende Wissenslücken aufzu- 
füllen. 

3. Aufgrund von Beschlüssen, die der Rat im Jahr 
1973 getroffen hat, sind gemeinschaftliche For- 
schungsaktionen auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes bereits angelaufen. Sie werden von der 
Gemeinsamen Forschungsstelle (ein Vierjahres- 
programm in Höhe von 15,85 Millionen RE) 
bzw. auf Vertragsbasis von einzelstaatlichen 
Forschungsinstituten (Dreijahresprogramm in 
Höhe von 6,3 Millionen RE) durchgeführt, und 
zwar auf folgenden Gebieten: 

a) Analyse und Messung der Schadstoffe 

b) Verbleib und Wirkungen von Schadstoffen 

c) Systemmodelle und -analyse 

d) Schadwirkung von Blei 
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e) Wirkungen der Schadstoffe auf den Menschen 

f) epidemiologische Erhebungen 

g) ökologische Wirkungen von Wasserschad- 
stoffen 

h) Fernmessung der Luftverschmutzung 

k) Errichtung einer Datenbank für umweltkonta- 
minierende Chemikalien. 

Außerdem hat die Kommission die Schriftführung 
für drei COST-Projekte betreffend die physikali- 
sche Chemie der Schwefeloxide in der Luft, die 
Analyse der organischen Mikroschadstoffe in 
Wasser und den Klärschlamm übernommen und 
führt in der Gemeinsamen Forschungsstelle For- 
schungsarbeiten in Zusammenhang mit diesen 
zwei Aktionen durch. 

Weitere Forschungsaktionen werden durchge- 
führt werden müssen, um den im Laufe der 


Durchführung des Umweltschutzprogramms ge- 
gebenenfalls auftretenden Forschungsbedarf zu 
decken. Als Beispiel seien folgende Themen auf- 
geführt: Meeresverschmutzung, Lärm und Er- 
schütterungen, Abwärme, Ausbreitung von 
Schadstoffen in der Luft, feste Abfälle, Verknap- 
pung der natürlichen Ressourcen (Wasser). 

Insbesondere auf dem letztgenannten Gebiet ist 
die Kommission in der Lage, nach Konsultationen 
mit den Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
im Laufe des Jahres 1974 konkrete EF-Aktions- 
vorschläge zu unterbreiten, die einerseits Mo- 
delle für die Wasserbewirtschaftung und -pla- 
nung und andererseits die Vorbehandlung und 
Reinigung des Wassers betreffen. 

Die bereits beschlossenen und die gegebenenfalls 
durchzuführenden Aktionen sind in der Tabelle auf- 
geführt. 


Aktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaften für den Umweltschutz 
und gemeinschaftliches Forschungsprogramm 



Aktionsprogramm 9 


A. Bereits angelaufene oder 


B. Sonstige gegebenenfalls 



beschlossene Untersuchungen 2 ) 

durchzuführende Untersuchungen 

I. 

Aktionen zur Verringerung 

1. 

Datenbank für chemische 

1. 

Belastung durch Wärmeab- 


der Verschmutzung und der 
Umweltbelästigung 


Schadstoffe 


leitung 



2. 

Schadwirkung von Blei 

2. 

Lärmbelästigung 

1.1. 

Objektive Bewertung der 
Gefahren der Verschmut- 

3. 

Epidemiologische Erhebungen 

3. 

Geruchsbelästigungen 


zung für die menschliche Ge- 
sundheit und die Umwelt 

4. 

Wirkungen der Mikroverun- 

4. 

Verschmutzung der Meere 

und 



reinigungen auf den Menschen 
einschließlich biochemische To- 


vom Kontinent aus 

1.2. 

Festlegung von Normen 


xikologie und bioelemetrische 
Arbeiten über toxische Effekte 





5. 

ökologische Wirkungen von 

5. 

Physikalisches Modell zum 




Schadstoffen einschließlich Bio- 


Studium der Ausbreitung 




indikatoren für Wasserver- 
schmutzung 


von Luftschadstoffen 



6. 

Fernmessung der Luftver- 
schmutzung 





7. 

Mathematische Modelle zum 
Studium der Ausbreitung von 
Luftschadstoffen 





8. 

Analyse organischer Mikro- 
verunreinigungen im Wasser 
(COST 64 b) 

! 

| 



9. 

Vielfachbestimmungseinheit 
(Beitrag zu COST 64 b) 




I 

10. 

Physikalisch-chemisches Ver- 
halten von SO.> (COST 61 a) 




9 Dok. R/994/73 (ENV. 49) (FIN 247) vom 25. April 1973 

2 ) Im Rahmen des mehrjährigen Forschungs- und Ausbildungsprogramms und der COST-Aktionen 
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Aktionsprogramm *) 

A. Bereits angelaufene oder 
beschlossene Untersuchungen 2 ) 

B. Sonstige gegebenenfalls 
durchzuführende Untersuchungen 

1.3. Spezifische Aktionen gegen 

die Umweltverschmutzung 

1.3.1. Austausch von Informatio- 
nen zwischen den überwa- 
chungs- und Kontrollnetzen 

11. Fixierung von S0 2 am Boden 
' und an Pflanzen (Beitrag zu 
COST 61 a) 

1. Datenbank für chemische 
Schadstoffe 


1.3.2. Methoden zur Festsetzung 
von Zielwerten für die Um- 
weltqualität und zur Fest- 
legung von Regeln zur Er- 
reichung dieser Zielwerte 

6. Fernmessung der Luftver- 
schmutzung 

Siehe 1.1 und 1.2. 

6. Verbesserung der Metho- 
den zur qualitativen und 
quantitativen Bestimmung 
von Schadstoffen 

Siehe 1.1. und 1.2. 

1.4. Spezifische Aktionen für be- 

stimmte Erzeugnisse 

1. Datenbank für Schadstoffe 

2. Schadwirkung von Blei 

5. ökologische Wirkungen von 
Schadstoffen 

7. Verbesserung und Harmo- 
nisierung der Verfahren zur 
Analyse der Schadstoffe in 
bestimmten Erzeugnissen 

8. Untersuchungen über lang- 
fristige Giftwirkungen und 
Normalisierung der Toxi- 
tätstests 

1.5. Spezifische Aktionen für 
den gewerblichen Bereich 

7. Mathematische Modelle zum 
Studium der Ausbreitung von 

1. Thermische Ableitungen 

und die Energieerzeugung 

i 

i 

i 

Luftschadstoffen 

10. Physikalisch-chemisches Ver- 
halten von SOo 

11. Fixierung von SO.> am Boden 
und an Pflanzen 

12. Klärschlämme (COST 68) 

5. Physikalisches Modell zum 
Studium der Ausbreitung 
von Luftschadstoffen 

9. Entschwefelung 

10. Technologie der Verschmut- 
zungsbekämpfung. Behand- 

! lung industrieller Abwasser . 

11. Behandlung und Nutzbar- 
machung von Abwassern 
(z. B. der Abwasser von Be- | 
trieben mit intensiver Vieh- 
zucht) 

1.6. Spezifische Aktionen für Zo- 

nen von gemeinsamem In- 

1 teresse 

S 

1.6.1. Verunreinigung der Meere 

j 

1.6. 2. Schutz des Rheineinzugsge- 
biets gegen Verunreinigun- 

| gen 

1. Datenbank für chemische 
Schadstoffe 

! 

1. Datenbank für chemische 
Schadstoffe 

6. Fernmessung der Luftver- 
schmutzung 

4. Verschmutzung der Meere 
vom Kontinent aus 

1 
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Aktionsprogramm *) 


A. Bereits angelaufene oder 
beschlossene Untersuchungen 2 ) 


| 1.6.3. Aktionen zum Schutz der I 
Grenzzonen 

| ; 

! 1.7. Aktionen im Zusammenhang 12. Klärschlamme (COST 68) 
mit der Abfallbeseitigung 



1 . 8 . 


1.9. 


Aktionen zur Durchsetzung j 
der Umweltschutzvorschrif- ! 
ten (z. E.) | 


Aktionen in bezug auf die 
wirtschaftlichen Aspekte des 
Umweltschutzes 


1. Datenbank für chemische 
Schadstoffe 


1. 10. Forschungsaktionen (z. E.) i 1. Datenbank für chemische 

Schadstoffe 

1 II. 11. Verbreitung der Kenntnisse! 

1 auf dem Gebiet des Umwelt- ! 

Schutzes ! 


II. Aktionen zur Verbesserung 
der Umwelt 

II. 1. Schutz der natürlichen Um 
weit I 


II. 2. Verknappung natürlicher 
Rohstoffe 

II.3 Städteplanung und Raumord- ! 
nung (z. E.) 

11. 4. Verbesserung der Arbeits- ! 
umweit (z. E.) 

11. 5. Europäische Stiftung für die 
Verbesserung der Lebens- ; 
und Arbeitsbedingungen 

11. 6. Aufklärung und Ausbildung ! 

I auf dem Gebiet der Umwelt- ; 

hygiene 


B. Sonstige gegebenenfalls 
durchzuführende Untersuchungen 


| 12. Feste Abfälle (Behandlung, 
Lagerung usw. . .) 

10. Anti- Verschmutzungstech- 
nologie 

j 11. Behandlung und Verwen- 
dung von Abwasser, z. B. 
aus Betrieben mit intensi- 
ver Viehzucht 


13. Struktur und Funktion der I 
I „Oeko-Sy steme" 

I ! 

I 14. Oekologische Auswirkun- j ; 
gen der in der Landwirt- j 
schaft angewandten moder- ; 

nen Produktionsverfahren I 

! 

15. Integrierte Bekämpfung von 
Schadinsekten 

; j 

16. Verbesserung der Qualität 
I der landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse 

17. Verwendung von Ge- 
brauchtwasser zur Bewässe- 
rung 

18. Wasserversorgung und 
; Verwaltung der Wasservor- 
j räte 

: 19. Langfristige Vorausschau 
betreffend die Lebensquali- 
tät und die Arbeitsbedin- 
gungen 

20. Gestaltung des Unterrichts 
über Umweltschutz auf den 
einzelnen Schuldniveaus 
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B. Aktionsvorschläge: Flugzeugmotoren 

Forschungs- und Entwicklungsprogramm für die Flugzeugtriebwerke-Industrie 


Begründung 

1. Der Rat befaßt sich gegenwärtig mit einem Do- 
kument zur sektoralen Politik für die Flugzeug- 
industrie. In diesem Rahmen prüft die Kommis- 
sion die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit in 
der Grundlagenforschung. Dieses Programm stellt 
eine erste Aktion auf einem im Gemeinschafts- 
interesse liegenden Gebiet dar. 

2. Die Verringerung des Lärms und der Schadstoff- 
emissionen der Flugzeugtriebwerke ist ein 
Hauptziel der Umweltschutzpolitik der Gemein- 
schaft. 

3. Die sehr strengen Vorschriften in den USA über ; 
die zulässigen Toleranzen für die Umweltbela- j 
stung „Lärm und Emissionen 1 ' im Hinblick auf das 
Idealflugzeug des Jahres 1980 werden einen 
weiteren Zugang zum Weltmarkt für Flugzeug- 
triebwerke, die diesen Vorschriften nicht genü- 
gen, nicht erlauben. 

4. Die Entwicklung der für die Verringerung der 
Umweltbelastung (Lärm und Emissionen) durch 
Flugzeugtriebwerke erforderlichen Technologi- 
en ist folglich von ausschlaggebender Bedeutung, 
wenn die europäische Flugzeugmotoren-Industrie 
dem Schutzbedürfnis unserer Gesellschaft abhel- 
fen und ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem 
Weltmarkt aufrechterhalten will. 

5. Die Kommission ist ferner der Ansicht, daß das 
nachstehende Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramm, das von den europäischen Flugzeugmoto- 
renherstellern durchzuführen ist, von der Ge- 
meinschaft unterstützt werden sollte, da die För- 
derung der unmittelbar mit der Forschung ver- 
bundenen Tätigkeiten der technologischen Ent- 
wicklung mit dem Ziel, geräuscharme und um- 
weltfreundliche Triebwerke zu bauen, ein Ziel 
der Industriepolitik wie auch der Umweltschutz- 
politik bildet. 


Das vorgeschlagene Programm betrifft nicht die 
technologische Entwicklung spezifischer Motoren 
(für die bereits Finanzmittel der Industrie und 
der Regierung zuerkannt worden sind). Es han- 
delt sich vielmehr um ein Programm für Grund- 
lagenforschung, das die spezifischen Programme 
ergänzt und von den in einer wirtschaftlichen 
Interessengemeinschaft zusammengeschlossenen 
Motorenherstellern durchgeführt werden soll. 
Die Ergebnisse der vorgeschlagenen Forschungen 
sollen künftig auf alle Vorhaben für neue Trieb- 
werke angewandt werden. 

Es geht daher um ein ganz allgemeines Pro- 
gramm, das in der europäischen Industrie durch- 
geführt werden könnte, die in der Lage ist, die 
für methodologische Untersuchungen, Grund- 
lagenforschungen und angewandte Forschungen 
nötigen Arbeitskräfte und Anlagen zu liefern 
und einen Teil der damit verbundenen Kosten 
zu tragen. 

6. Mit der Durchführung des Programms wird eine 
„Wirtschaftliche Interessengemeinschaft" betraut, 
der folgende Firmen angehören: 

Rolls-Royce Ltd, Vereinigtes Königreich 

SNECMA, Frankreich 

MTU, Deutschland 

Fiat, Alfa Romeo, Italien 

Volvo Flygmotoren, Schweden, 

die sich wegen der hohen Risiken und der mit 
solchen Tätgkeiten verbundenen erheblichen In- 
vestitionen zusammengeschlossen haben. 

7. Die Beteiligung Schwedens im Rahmen der For- 
schungstätigkeiten, die Volvo Flygmotoren nach 
dem vorgesehenen Programm durchführen 
müßte, beliefe sich auf 0,409 Millionen RE, die 
zum Gesamtbetrag der Gemeinschaft von 8,290 
Millionen RE hinzukämen. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates 

zur Festlegung eines Forschungs- und Entwicklungsprogramms für die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in der Flugzeugtriebwerke-Industrie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 3 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft umfaßt die 
Tätigkeit der Gemeinschaft, insbesondere die Ab- 
schaffung der Zölle und mengenmäßigen Beschrän- 
kungen bei der Ein- und Ausfuhr von Waren sowie 
aller sonstigen Maßnahmen gleicher Wirkung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, die Errichtung eines 
Systems, das den Wettbewerb innerhalb des Ge- 
meinsamen Marktes vor Verfälschungen schützt, so- 
wie die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften, soweit dies für das ordnungsgemäße Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlich ist. 
Die im Anhang zu diesem Beschluß festgelegten 
Maßnahmen sind unter anderem deswegen notwen- 
dig, um diese Ziele zu verwirklichen und gemäß 
Artikel 2 desselben Vertrages eine harmonische 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der 
Gemeinschaft, eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität, eine 
beschleunigte Hebung der Lebenshaltung und engere 
Beziehungen zwischen den Staaten zu fördern, die 
in dieser Gemeinschaft zusammengeschlossen sind. 

Die in diesem Beschluß genannten Forschungs- 
maßnahmen sind daher erforderlich, um in Hinblick 
auf das ordnungsgemäße Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes bestimmte Ziele der Gemeinschaft 
zu verwirklichen. 


Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft hat die hierfür nötige Hand- 
lungsbefugnis nicht vorgesehen — 

FASST FOLGENDEN BESCHLUSS: 

A r t i k el 1 

Für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft wird 
nach Maßgebe des Anhangs ein Forschungspro- 
gramm auf dem Gebiet der Flugzeugtriebwerke für 
einen am 1. Januar 1974 beginnenden Zeitraum von 
drei Jahren festgelegt. Der Anhang ist Bestandteil 
dieses Beschlusses. 

Artikel 2 

Der Höchstbetrag der Ausgabenbindungen und 
die für die Durchführung des Programms benötigte 
Zahl der Beschäftigten werden auf 8,290 Millionen 
RE bzw. zwei Bedienstete festgelegt, wobei die 
Rechnungseinheit in Artikel 10 der Haushaltsord- 
nung vom 25. April 1973 für den Gesamthaushalts- 
plan der Europäischen Gemeinschaften festgelegt ist. 

Artikel 3 

Die Kommission sorgt für die Durchführung die- 
ses Programms durch Forschungsverträge mit einer 
oder mehreren hierfür besonders geeigneten Ein- 
richtungen. Sie legt dem Rat alljährlich einen Bericht 
hierüber vor. 

Artikel 4 

Die Verbreitung der Kenntnisse, die sich aus der 
Durchführung der im Anhang festgelegten Teile des 
Programms ergeben, erfolgt im Rahmen noch fest- 
zulegender Bedingungen und Beschränkungen. 
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Gemeinsames Programm 

Hierfür wird ein Höchstbetrag von 8,290 Millionen 
RE bereitgestellt. Die Zahl der Beschäftigten wird 
auf zwei Bedienstete festgelegt. 

Zweck des Programms 
— Beseitigung des Lärms: 

1. Untersuchungen über den Lärm des Fächer- 
rades, des Verdichters und der Turbine; 

2. Untersuchungen zur Verminderung des Lärms 
der Strahlrohre; 

3. Untersuchungen zur Verminderung des Lärms 
des Brennraums und der Strahldüse; 


Anhang 


4. Untersuchungen über die Verminderung des 
Lärms des Strahls; 

— Beseitigung der Schadstoffemissionen: 

1. Ausarbeitung von Meßmethoden für Schad- 
stoffemissionen; 

2. Untersuchungen über den Bildungsprozeß um- 
weltfeindlicher Stoffe; 

3. Untersuchungen über die technischen Mög- 
lichkeiten, die zu einer optimalen Verbren- 
nung mit einer Verminderung der Schadstoff- 
emissionen führen. 

Die Versuche werden in der Industrie durchgeführt. 


37 



